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t RE~UBLIK ÖSTERREICH 

BUNDESMINISTERIUM 
FÜR HANDEL, GEWERBE UND INDUSTRIE 

Geschäftszahl 33.530/2-111/1 c/84 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Mühlengesetz 1981 geändert wird 
(Mühlengesetz-Novelle 1984); 
Begutachtungsverfahren 

An das 

~kvt" 

1011 Wien, Stubenring 1 

Telefon 0222/7500 
Name des Sachbearbeiters: 

OR Dr. Sedlak 
Klappe 5833 Durchwahl 

Fernschreib-Nr.Ol/1145 

Bitte in der Antwort die 

Geschäftszahl dieses 
. ns anführen. 

6d(~{ 

Gesetzentwurf 
ZL.... ............... :?-.:!.. -GE/19 .. J.f 
Datum .d~. J? -/~!'t ...... , ............................ 1" .................. .. 

Vertei-lt 184 -03- 1 9 t:,Yn ~ 
Präsidium des Nationalrat~-------.. ·_ .. ·_ .. ·_· .. ,~· .. ~ .. ·~ .. ·~ .... ~ .. ·~ .. ·~ .. ~~~ 

in Wie n 

Das Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie 

übermittelt im Sinne des Rundschreibens des Bundeskanzleramtes­

Verfassungsdienst vom 13. Mai 1976, Zl. 600. 614/3-VI/2/76, 
25 Ausfertigungen des Entwurfes eines Bundesgesetzes, mit dem 

das Mühlengesetz 1981 geändert wird (Mühlengesetz-Novelle 1984) 

samt Vorblatt, Erläuterungen und Textgegenüberstellung. 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

Wien, am 8. März 1984 
Der Bundesminister: 

S t e ger 
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11 ., 
REPUBLIK ÖSTERREICH 

BUNDESMINISTERIUM 
FÜR HANDEL, GEWERBE UND INDUSTRIE 

Geschaftszahl 33.530/2-111/1 c/84 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
das Mühlengesetz 1981 geändert wird 
(Mühlengesetz-Novelle 1984); 
Begutachtungsverfahren 

An das/den/die 

1. Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 

2. Bundesministerium für Finanzen 
3. Bundesministerium für Justiz 

1011 Wien. Stubenring 1 

Telefon 0222/7500 

Name des Sachbearbeiters: 

OR Dr. Sedlak 
Klappe 5835Durchwahl 

Femschreib-Nr.Ol/1145 

Bitte in der Antwort die 

Geschäftszahl dieses 

Schreibens anführen. 

4. Bundesministerium für Land- und For-stwirtschaft 

5. Bundesministerium für soziale Verwaltung 

6. Rechnungshof 
7. Verbindungsstelle der Bundesländer 

8. Herren Landeshauptmänner 
9. Bundeskamrner der gewerblichen Wirtschaft 

10. Landeskammern der gewerblichen Wirtschaft 

11. Österreichischen Arbeiterkammertag 
12. Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Österreichs 

13. Österreichischen Gewerkschaftsbund 
14. Vereinigung Österreichischer Industrieller 

15. Bundesinnung der Müller 
16. Mühlenfonds 
17. Verband der Mühlenindustrie 

Das Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie 

übermittelt den Entwurf einer Mühlengesetz-Nolfelle 1984 (Beilage A) 
samt Vorblatt·~ Erläuterungen und Textgegenüberstellung (Beilage B) 

mit dem Ersuchen um Stellungnahme (i~zweifacher Ausfertigung) 
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bis spätestens 2. April 1984. (Für die durch organisatorische 

Schwierigkeiten bedingte Kürze des Begutachtungsverfahrens wird 

um Entschuldigung gebeten.) 

Sollte bis dahin keine do. Stellungnahme eingelangt sein, 
so darf das Bundesministerium für Handel, Gewerbe und Industrie 
davon ausgehen, daß der vorliegende Gesetzentwurf keinen Anlaß 

zu do. Bemerkungen gibt. 

25 Exemplare des Gesetzentwurfes wurden dem Präsidium des 

Nationalrates zugeleitet. 

Im Sinne des Rundschreibens des Bundeskanzleramtffi-Ver­

fassungsdienst vom 13. Mai 1976, Zl. 600.614/3-VI/2/76, wird 

ersucht, 25 Abdrucke der do. Stellungnahme ebenfalls dem 

Präsidium des Nationalrates zuzuleiten und hievon das Bundes­

minis terium für Handel, Gewerbe und Industrie im Rahmen der 

do. Stellungnahme zu verständigen. 

Wien, am 8. März 1984 
Der Bundesminister: 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

S t e ger 
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J~(;il(HJ(~ /\:1.\1 1:1. 33.530/:~ -IJI/Jc/B4 

E n t w u r f 

Bundesgesetz vom , mit dem 
das Mühlengesetz 1981 geändert wird 
(Mühlengesetz-Nove11e 1984) 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Artikel I 

Das Mühlengesetz 1981, BGB1.Nr. 206, in der Fassung 

der Müh1engesetz-Novcllc 1982, EGBl.Nr. 306, wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 hut zu Llutcn: 

"§ 1. (l) Dieses Bundesgesetz regelt die Vermah1ung 

(l\bs.3 Z 1) von Hogg()n oder Weizcn zu Muhlprocluklen (l\bs.3 

7. 2) in Mühlen (1\bs.J I: 3), dio ('ntw('ch'r in 1\1I~;(jI>lln9 ('iIWl 

Tätigkeit, die der Gewerbeordnung 1973, EGBl.Nr. 50/1974, in 

derc'n jewc i 1 s gc'] l:('lld(~n !"assung un tcrl ieg L, oder von l<1l1uwi r t­

s(::naftl ichen Erwerbs- und Wi rtscha ftsgenosscn schu r ten b(~ tr ieben 
we:cdGn. 

(2) Auf Mühlen, in denen ausschließlich für landwirt­

SCh':lft1ichc SclJ)~;tvcrsorgcr im 1.01111 verllldlllcl! wild, isL Jediylicll 

§ 4 Ans.3 anzuwenden. 

( 3) :r m S i n n (' cl j ("" S (' s 13 tl n cl (' ~:; q ( , ~; (' I :I. ( , ~ ; i ~; t 

V ( , r III d 11 ! 1I 11 q . i ( 'd t' 111 t ' l ' 11 d 11 i :; ( -, \(' : ; I I' 11 kill 1 V t 'I : i 11< : , \ I 1111 'I (! t ': ; 1\ () I 11:; , 

2. M<1hlproc]lIkt-· ."jt':l('r; Illt'n~l<'hl icll<'11 C('ll1IßZWt'c'kt'll cl jt'Il<'IH!" I'r()tlld< L 

einer Vermahlung von Roggen oder Weizen, 

3. Mlihle jede Eillr-jr;;,(:.ung, ilJ uer eine V(~nlltlhLung erLolgt, 

~. Aufschüttmel1gc ~ie aus dem Lager in ungcreinigtem Zustan~ 

in die Mühlenreinigung (Kopperei) gebrachte Getreidemenge, 

5. Vermahlungsmengc jene Summe von AuLschüLLmenqcll, die gClIlnß 
§ 2 v('rmilhlc~n wc'r<'lc'n dilrf." 
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2. Tm § 2 i~;1 fluch /\l>n.2 r(J1<)<'llC]('r /\1J:i.2il ('illzlIrii<jI'n: 

"(2a) Der Mühleninhaber ist berechtigt, spätestens bis 

31. Oktobef eines Kalenderjahres an den Mühlenfonds den Antrag 

zu stellen, ab de~ 1. Jänner des folgenden Kalenderjahres bis 

auf weiteres die Summe der ihm bescheidmäßig zustehenden monat­

lichen vermahlungsrnengen in einer von ihm für jeden einzelnen 

Monat des Kalenderjahres anzugebend~n Höhe bescheidmäßig neu 

zu verteilen· hiebei darf die Vermahlungsmenge des einzelnen 
. ' " gleichen Monats Monats nicht weniger als 80 vH der bisherigen Vermahlungsmenge des/ 

betragen. Der Mühlenfonds hat spätestens bis zu dem dem Antrag 

folgenden 31. Dezember durch Bescheid die monatlichen Vermahlungs­

mengen entsprechend dem Antrag zu verteilen; die Abs. 8 und 9 

werden durch eine solche Verteilung nicht berührt." 

J. § 2 I\bs.U haL zu .lauLen: 

"(8) Wenn am Ende eines Kalenderjahres die Jahressumme 

der bescheidmäßig festgesetzten monatlichen Vermahlungsmengen 

aller Mühlen ohne Berücksichtigung der Jahressumme der Zusatz­

vermahlungen (§ 4a) die Summe der für das Inland in diesem 

Kalenderjahr durchgeführten Vermahlungen aller Mühlen um weniger 

oder um mehr als 7 vH Überschreitet, haben der Obmann und der 

zweite Obmann des Mühlenkuratoriums dies festzustellen und 

1. den auf 7 vH fehlenden Prozentsatz 
oder 

2. den Prozentsatz/um den 7 vH überschritten werden, 

auf Zehntelprozent zu berechnen; dieser Prozentsatz ist bis 

längstens 25. Jänner des folgenden Kalenderjahres im "Amtsblatt 

zur Wiener Zeitung" kundzumachen. Ab dem dieser Kundmachung 

folgenden Feber bis einschließlich Jänner des nächsten Kalender­

jahres ist die monatliche Vermahlungsmenge der einzelnen Mühle 

gleich der bescheidmäßig festgesetzten monatlichen Vermahlungs­

menge zuzüglich des unter Z I oder abzüglich des unter Z 2 fallen­

den, im "Amtsblatt zur Wiencr Zeitung" kundge'lllilcht('n Prozent­
satzes dieser Menge." 
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4. Im § 2a Abs.4 haben an die St011e ~0S dritten his 
fünften Satzes folgende Sätze zu treten: 

"Hat der Mühleninhaber im vorangegangenen Getreidewirtschafts­

jahr zum Zwecke der Verm3hlung für das Inland mehr von diesem 

Qualitätsweizen gekauft, als er gemäß Abs.l oder auf Grund des 

Abs.3 zu kaufen verpflichtet war, so ist ihm die den Pflichtan-

r, ........ '. ') .. } ( 

teil überschreitende Menge auf den im laufenden Getreidewirtschafts­

jahr gemäß l\bs.l oder auf Grund des l\bs.3 zu erfüllenden Pflicht­

anteil dieses Qualitätsweizens anzurechnen. Für die Feststellung, 

ob und in welchem Ausmaß der Qualitätsweizen-pflichtanteil in 

einem bestimmten Getreidewirtschaftsjahr Uberschritten wurde, 

ist es ohne Belang, ob der Mühleninhaber diesen Pflichtanteil 

durch eine in diesem Getreidewirtschaftsjahr gekaufte oder durch 

eine im vorangegangenen Getreidewirtschaftsjahr gekaufte und 

entsprechend dem vorigen Satz angerechnete Menge an Qualitäts­

weizen erfiliit hat." 

s. Im § L.o'l I\IJ:;.f) 11,,1 dll d;(' !;I('II(, «1(':; I'lillkl(':; ('111 

Strichpunkt zu treten; rolqonc"lc'r Si1tZ ü;t ilIlZlIrfi<.!t'Il: 

"eine Unterschreitung des jeweiligen Zehntels bis zu 10Ö kq ist 

nicht zu berilcksichtigen." 

"§ 2b.(I) Die AufschUttmenge (§ 1 l\bs.3 Z 4) ist durch 

Verwiegen festzustellen. Das Verwiegen ist vor der Milhlenreinigung 

durchzufilhren; wird jedoch das Verwiegen nur im Verlaufe oder 

nach der Milhlenreinigung durchgefilhrt, so gelten 102 vH der 

ermittelten Menge als Aufschüttmenge. 
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(2) Unterläßt ein Mühlcninhabc'r dic' Me>ngenCeststel1ung 

gemäß Abs.1, so vL'rmindcrt sich die !>C'!.;cll('idmiißiq r-c~.>tyc~;eL;;tc 

Vermahlungsmenge der Mühle für den Zeitrauln dieser Unterlassung 

um 10 vH. 

(3) In Mühlen mit l'iner .J(]hn~ssumme der bcsd1('jc]mi-ißig 

festgesetzten mona tl i chen Vc rmahl ungsmcnqC'/1 von Wi'n j qcr ("l];-) 

3.600 dt, in denen ausschließlic~h HO'jgcl1 vcrllli1h]c'll wird, ist 

die l\u[schüttmenge l1ilCh /\b~). 1 oder durch Hiickrccllnunq VOll clc,t 

Menge der insgesamt crzC'uqtcn MClhlproduktc, einschließlich (kr 

Mühlennuchproc] uk tc I ('S t z w; lc] I cn . 

§ 2c. (1) ,Jecl('[ Jnl1i1ber cinc'r MijhJ(' :nit cin('[ lllil}(kst('Il~; 

.. 

2tl.OOO (lt hc'll-,1<I C'llClc'll ,lilllll':;:;lllllll1C' (/C'I 11(':;c'llc'jdlll;iL,iq 1(':;lclc":I'1 :~IC'II IIllllLII 

lichc'n Vc'rm<1hlutvp;ml'IHjc'll lllllß dic' 1':r:;:c'lI<j\llltj VOll Milill-

produk Lon du reh III i lides LL'llS (' i 11 C' 11 /\ r 1;(' i L IH.'l!lllc' r bl'illl J H jchl i yctl 

lassen, der die erfordc'rl iche [("lehl lehe BcUihiqlltlq r-iir dic'sc' 

Aufsichts[ührung besitzt (l\ur!;ichtspc~rson). Sowc'it dies ohne 

Beeinträchtigung der l\u[sichtsfüI1rung möglich ist, darf die 

Aufsichtsperson vorüb2rgehend auch im Getrei dc lager (Si 10), j n 

der Mühlenreinigung oder im Mehlli1qcr tfitig sein. Bei Verhinderung 

der I\ufsichtsperson wc:q<'n KrClnkhc'it, Url;:lubs od('r· /)it:nstrn~i­

stellung aus a.nderen wichti.gen Griindcn olirr-c'n Mahlproduktc' nur 

dann erzeugt werden, wenn die I\ufsicht üher diese Erzeugung a.uf 

andere Weise sicherqc'st.('llt i!;L. I·';illt. dic: /\11Jsiclitspc~n)on 

durch Tod, Ent.lassung oder dcshZl 1 baus, we'i] !';j (' selber ge­

kündigt hat, so muß innerha.lb eines MonaLer; C'itH.' neue l\ufsichts­

person bestellt werden; während der t;eit dc~s 1"('h1c'ns einer I\uf­

sichtsperson dilrfen MClhlprodukte nur dZlnn erzeugL werden, wenn 

die Aufsicht über diese Erzeugung a.uf Zlnder(' Weisc sichergestellt 

ist. 

(2) Der Inhaber einer unter I\bs.] f<111C'ndC'n Mühle hat im 

Falle der Erzeugung von Mahlprodukten ohne I\ursichtsperson /\ur­

zeichnungen darüber zu fUhren, 

62/ME XVI. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 7 von 48

www.parlament.gv.at



- 5 -

1. welche Setre idemcnge be i d leser Er zC'uqll nq t il Lsiich 1 i eh verm,ül1 C'n 

wird, 

2. warum di(~sc Erzcu<jung ohnc' 1\1I1-~;icht:,r)('n;()1l I'rrolqt lind 

3. auf welche Weise elle I\ufsicht über diese ErzC'lIqung ~3iehcr-

gestellt ist. 

Diese l\ufzeichnungc'!1 sind minc1csh'n~; ('ln ,Jilh, l,Hlq aufzubew<1hrc'n 

und den legitimierten I\ngestellten dC's Miihl('n!onds <1uf deren Vc'r­

langen vorzulegen. 

(3) Der Mühlenfonds h<1t de'lll ln!1<lb('r cilH'r unU'r I\bs.1 

fallenden Mühle, der M<1hlp,o~lllktc' ohne l\<':lUI~;i('lll iqunq (jcl!liiß 

I\bs.J crzcuqt h<1t, di(' ;o<11l11l1l<J VOll )1\'; ~; j<' IO() kq cll" IH,j dil':;I'! 

Er 7.c~lIqung t<1 tsZich 1 i eh du rcil<J<' r iih r t I'tl VI' nll,l h IUllq V() ,. 7. u~)cil 11' i r)l'n . " 

7. § 3 I\b~;.l h-l[ /oll lilUtCIl: 

n§ 3. (1) Überschrei tungen der VI'rm,lh lungslllengcn (§ 2) 

sind zul~ssig, doch hat der Mühleninhaber für solche Über­

schreitungen an den Mühlenfonds (§ 6) folgende XahJungen zu leisten: 

~- bis ZUlll vollen ersten ÜbermC1hlungspn)zl'nt 

1. bei einer Überschreitung der durch eine Vorvcrm<1hlung im sinne 

dc:s § 2<1 l\bs.5 vcrringcrt:cn VC'rInilhlllnq:;l1li.'llq(' je' 100 kg ... 21\:) S, 

2. bei sonstigp.n Uberschrcitunqc'llj<' 100 kq ................. 10') ~~; 

bei Überrnahlungen von mehr etls t vII erhöht s.ich für die gesamte 

Übermahlungsmengc der B(~t.ri19 qCll1iiß X 1 oder 2 je (1Ilq0CHHJ('n('~; 

weiteres Ubermahlungsprozcnt um ...............•....• .••... 12 S 

je 100 kg; 

beim Bc~trieb einer Mlil1lc, der c~iIJ(' VCrllli1hlLJIl<J~;IlI('Ij(W l1<1cl1 § 2 

nicht zukommt ["10 S 

je 100 kg der tatsächlichen Vermahlllnqr;III('Il~JC. 
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Der Mühlenfonds hat durch Beschluß des MUhlcnkuratoriums die 

Zahl ungen für Übermah 1 unqc'll liber (],l S vo rs l ('hc'nd illlq(~ f üh r t(~ 

f\usm'lß zu erhöhen, wenn ein I\nstci(jC'1l dc,t Ul)('r~;cllrejtun~lell 

der Vermahlungsmengen in wirtschaftlich erhebJichem l\usmaß 

eingetreten oder zu befürchten ist. Die bis zum vollen ersten 

Übermahlungsprozent j ll1 1,',111 (' d(T /, 2 zu 1 ci ~,I('l1d(' /'ilhllllllJ 

darf höchstens auf 165 S je JOn kq ('I-höht w:'nlc,tl. Der Bel r,lq, 

um den sich bei Übennahlungen von mehr (,11s 1 vII die Ubermahlutlcp;­

zahlung für die Sjes,lmtc Ubcrrnnhl unqslllenqc je' ilnqt'r,ll)(Jt'nc~s W('j I_('I_(,~; 
Ub<2rmnhlungsprozent ('t-hilh!, d,lrf h()ch~;l!'n~; Illit ') ce l' 

L) ~) 

die von Mühlen, denc'n ('jn(~ V('rlll(lh]ullqsmenq(~ n,1(:11 ~ 2 nicht zukummt, 

je 100 kg der tatsiichlicllcll VennilhJ ungmnetl(J(' zu leistende l.al1l ung 

mit höchstens 245 S je 100 kq f0stqCS0tzt wcrc]()n. Di(' Uberm,lhlungs­

zahlung für die gesamte Obc'rflli1hJ\lnq~;m('nqC' d,lr[ jedoch in a1]c'lI 

Fällen höchstens 400 S je' 100 kg betragcn. Der letzte Sa t7. dl'S 

§ 9 gilt sinngemäß." 

"('1) J,o!Jnv"111l,1I111111'J"ll V(lll Miilll,' ~~II f'liilll,' (1"1 "III"V"1 

mahJungc'n) sind zuLissiq, w('nn ~;it' i1W; IJl'lri!'bsLl'chnischen 

Gründen, ;?u deneI] /'eitll1(I!)~Wl und I\rbc'it:;kt<il LC'llliHlqcl nicht 

zählen, notwendig werden; ~;ic opdlirfcn jedoch de'r Bcwi 1 J igunq 

des Mühlenfonds, um die der. CluftriHJ<j('bendc' MlilJ1c'ninh,lbcl'" nnzu­

suchen hat. Im Bescheid ist die ßcwjJliCjuIl9 ck'llll\nlilßfal[ 

entsprechend zu befristen und di!' IliichsIIlH'!Hj(' d!'1'" 1,'n'lwlver­

mahlung festzusetzen. ß('i dC'r FestSt>tzlJtlq d(')- 1I("i!'lJst mengc' d('! 

l"rcmdvcrl1lidl1 UlJ(j lJil L dc'r MlihJ ('111 ()lld~; ddV!1I1 "ll~;7.lJ<J('IJ('II, dd ß 

l. d io Fremdvermah 1 ung höchsh '/1 s jene' M(~nyc' sC' j n da r r, cl i (' 

die auftraggebende Mühle innerhalb eInes der 8cwilligungs­

fr ist gleichen Zei traumes vermahlen könnt ('; 

2. VermahlungsmcnCjen der auCtr,lggc'beno('tl Miihlc' unh'r Einschluß 

von Nachvermahlungen nur im l\usmaß c]('t- durchschnittl ichen 

Ausnutzung der Vermahlungsm('tJ<J!' durch diese Miihlc in den 
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letzten 15 MonilL"tl vor I·;t-t<'i Itllllj d,'1 I\('wi 11 i~Jutly f"rcllldv\'r­

mahlen werden cHi r f en; b(' i der EnT! il. t lUI1(j cl i ('ses I)u reh-

sc h n i t t s s i n d V () r v (' r III (l 11 L u n <J C nUll d N, 1<: h v ( , I 111 ,d 1 I tlll tJ ( ~ n c]co m 

Monilt zuzurechnen, flil- d<'11 :,i(' :IUt-clHjcfiiln-1 wurden; MOlldl", 

für die noch N,lChvcrlTFlhlllncj('n durchqcfiihrt w('rdcn dürf"('tl, 

sind für dic' Dun::hschnittsbc,t-<'cllnunq niellt zu hcrlicksichtiqcll. 

Nur b('i tcchnisclH'll Ih'lril'!n;~,<'Il;idr'll <I;nl c!r'l Miiilll'llillh<l!)('t UIlI('! 

sinngemäßer BeachtlltlC] dcr- /, 1. und ~ (h'~; voriq('11 Sil!.Z('S h('r('it~; 

vor Erteilung der Bc'wil I iqunq, f"riillC'sL"lls dlwr ql('ichz(,j Liq 

mit der 1\bsendung des /\n:;ucIH'n:; ,ln dl'tl MiiI11('III()Il<ls ('in('r ZltlcJ('t-l'll 
.. liir <1('11 /,l'j'trdlllll ('illt'r WlW!H' 

Mühle den I\uftrdg zur Durcl1ll1hrllllq <'ln('I- 1"r<'IIICV('rlllilhlllnqj<'rt"I!('l1; 

wcitpr0 jc'w('i L; ,llil ('in(' W(wh(' 1)('11 i!,t<,t (' /\111 t ,:i'1(' diilll'll ('I t ('j I t 

werden, bis der Mühlenfonds über d('!) /\ntr<lq ('Iltschje'dcn h<lt. 

I"ü r Jo'r('llIdv(' rlT1z1h lllll<j('ll w( '(!( '11 ! (T1111 i !;cl1(' 1- 1\(' t I' i ('!>!;!;('hiid( '11, um 

ci (' n' n new i 1 1 i (lllll <J 11 i ( .. li t ~;" 'i t (':; I (' Il!; <J I ( , i (" li,~ (' i I i <J 111 i I cl ( '1- /\ 1I f t I . j( 1:;-

ertei.lung anqcsllchL wurdc', SOWI(' fiir I"r"llldv('nnilllllJllCJC'n ,-IUS illH]('t-('1l 

betriebstechnischen Grlind('Il, die' ()hn<' Ik'wi 11 iqul1(1 durch d('11 

MühlcTlfoncl,;; in /\uftrz1<j <j('<!"!)('11 w('rc!('Il, hilI d('! ilurtr<1CJCJ<'br'IH!" 

f-1ühlcninhabcr 160 S je 100 kq dtHch~JCrliln Lc' 1"rcrndvcrfTIClhJ ung illl 

den Mühlenfonds zu ] ci stt'n. Fr('m:Jvcll11,lhl un<Je'Tl z;il1 1 ('n bei. der 

Berechnung der tllts,'ich'1 ichc.'11 V('rl11.:l111unq:;Jlll'Il()<' zu l.(1st-,en clr'r 

auftraggebenden Mühle." 

1 () I ( I ( . J I ( I,' ::,' i I i~ (' ,I 11 i~ 11 

"Die Einbringung der Vorvcrmi1h1l..lng ist vom Mlih1('nfonds dem 

Anlaßfall entsprechend zu bcf"rü;t:cll. Die' f)ut-chfiiltrllnq von 

Vorvermahlungen in einern Monat, in dem c'irH,' berl'j ts durchqc'­

führte Vorvermahlung eingebracht wi rd, ist LJllzuL'issiq. Hin­

gegen kann der Mi.ih1c'nfonds die P.inbrinqlJll<p:;rt-i~;t ('Ine! hc'rc'it-:; 

uurc!J<jcliilJl t ('11 VOrV('r-Jlldllllllllj dillll1 v"I-I:illtJ('II1, W('1l1l i 11111 dir' 

No1w('JHl i qkc' i I cl ,1 r-ij r Ililcll<J<'wi (',;('11 W i nl; i 11 !;O 1 ('1J('11 I"ii 11 ('n i!; t 

die Einbrinqung der Vorvcnnah1uIlq spiit('sh'n~; 111 i t d('m sc'cll!;! ('11 M()II,iI 

11 il c!J clL' 111 M () 11 iI L j 11 f( 'I' J) lJ r c 11 I Li 11 r lJ 11 <.1 z \I b ( , I' " i !; I (' 11 • .. 
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"( 5) Der !.,mdc[;hi1 uptlTl<tnn k.-mn (' i nom Miih 1 cn i ntlClber 

auf dessen Antrag eine Überschreitunq der monatlichen Vcr-

mahl ungsmenge läng s ten s r ü r die D;::lUcr c j n<.'s ,) ah res bewi 11 igen, 

wenn und soweit der Inhaber einer anderen Mühle <tu[ die Aus­

nützung der ihm zustehenc]en Vermahlungsmenge wogen schwerer 

Erkrankung oder wcgcn des Ablcben~:; einer betr iebswichtigen 

Person verzichtet. Eine solche Überschreitung der Vermahlungs­

menge gilt nicht als Überschreitung der VermahJungsmenye im 

Sinne des Abs.l. Die Überschreitunq ist. au[ jCr!C'1l Prozentsatz 

der monatlichen Vermahlungsmenge der Mühle d('s Verzichtenden 

beschränkt, der der durchschnittlichen Ausnützung der Ver­

mahlungsmenge dieser Mühle durch den Verzichtenden selbst in 

den letzten 60 Monaten entspricht, in denen er nicht auf die 

Ausnützung der ihm zustehenden Vermahlungsmenge verzichtet hat. 

Ni1chvermah 1 ungc'n von OrrC'IH'Tl V("~lIIdhl Ullq~;lll('llq('11 <1l'r ver? ichLellde'lI 

Mühle dürfen vom Antragsteller nicht durchgeführt werden. Ebenso 

wenig dürfen Vorvermahlungen aus der Vermi1hlungsmenge der ver­

zichtenden Müh] ein l\ll!>pruch gcnomulC'n werden, di(~ erst ni1ch 

Ablauf des Bewilligungszeitraumes einzubringen wären." 

[I. IJic' ~~ tl, tl,1 1111f[ 41) :;ill([ wif' 1()lfll ;~II ;ill(]('II): 

a) Im § 4 Abs.l er:,ter und drith.'r SiltZ, Jm § 4a Abs.'J 

erster Satz und im § 4b Abs.4 ('rster SClLz sind jeweils die 

Worte "Mehl oder Grieß" durch :las Wort "Milhl[lt-oduktcn" zu 

ersetzen. 
\.111 d 4 j ewe i 1 so, J h b) Im § 4 Aos.3/ist7das Wort "Mahlcrzcugnlssen' (urc 

das Wort "Mah1pro:'lukten" zu ersetzen. 

c) In den §§ 4a Abs.l und 4b Abs.l sind jewoils die Worte 

"Mehl oder Grieß der NUmmern 11.01 oder 1].02 <les ~olltarifcs 

(Zolltarifgesetz 1958, BGBl.Nr. 74, in der gc'Jtend:.'n F<1ss oJng)" 

durch das Wort "Mahlprodukten" zu ersetzen. 

d) Im § 4a Abs.2 erster Satz sind die Worte "Mehl- oder 

Gr ießexpC>rte" durch di e Wort,., "Exporte VDn M3h 1 pro:'l uk ten" zu 

ersetzen. 

,. 
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e) Im § 4a I\bs.7 erster S,1l:z utld illl § 4b I\b<;.6 erstc'r 

Satz ist der N,~~bc'ns:1tz "wl'nn :];lS M'hl od('r (]'I' Gric'3 vo') d('r 

M~hle ausg(~licrC'rt: w.Jrdl.'" durc~1 rL:'n N.'I> 'n~;;)!z "W.'tlll die' M:lhl­

produkte vo;:) den Mühle ausg('licr(~rt wUI-d(~:l" zu ~'rS('t;.~dl. 

f) Im § 4a ist dor bisherig.::' I\bs.8 als "(10)" und dc'r 

bis her i g e 1\ b s . 1 0 Cl 1 s "( 8 )" z u b (' Z (' ich n c n • 

g) Im § 4 b 1\ b s . 6 7. W • ' i t (' r S Cl tz s in: 1 d j (' 'tb r l (' " von M.' h I 

oder Grieß" durch jic WorLe "von M:lhlpror]uk!en" und die' Wort.' 

"die Mehl oder Grieß (.'nt.h·"lltc:l" durch dic' Wor!c' "die' M.'lhlpro:1u'«(' 

I 2. § 5 1\ b::; • 2 ,I h d L /. U L 1 U t (' ; I : 

"(2a) Wenn der (die) Eigentümer einer Mühle, die am 

31. Dezember 1981 in seinem (illrem) Eigentum Jcstanden ist, 

ohne Zahlung eines Ab16sebetrages durch d~n Mühlenfonds zur 

dauernden Stillegu~g bereit ist (sind). hat auf seinen (ihren) 

Antrag der Mühlen fonds auf Grund f' i nes B0sch 1 USS('S des Müh] cn­

kurator i ums anstelle <1e'r !.,lhJ ullq .'lIH':~ I\l>! ii~;·'b:'j t-ilCJCS rnj l 

Bescheid die Vermahlun::rsm,:,n.]c' unter rolqc'id':':l Vorau:;.:;etzoJrqen 

auf eine and2re M:ihlc odc:,r t'irH' :lndl~r(~ l,i('~v'n::;chillt zu üb.~'rtr,lq 'n: 

1. der (die) Ei<Je~IUjm.:-,r d(~t- (1nd.~r('n "'1iilll(' (l.i('::r:~nsc:J:1f t) 
muß (müssen) am Tage der ÜbertraJu,g zu minjestcns 50 vH 

Eigentümer der Liegens~h3[t sein, aur der sich die sti]lzulegend~ 
Mühle befindet; 

2. die Eigentum.:;v,::,rhältniss:~ dCl- ly'id('~l M:ihlcn (d:'r 

b2id2n Liegenschaften) müssen :Im 'f'<"lJe der lib:~rtra9ung so sein 

wie am 31. D2zemb.-::-r 1981." 
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13. § 5 /\bs.J und 4 II11L zu liIUL,'Il: 

"(3) Jeder /\blösevertrag (/\bs.]) und jeder rechtskrärtig~ 

Bescheid gemäß Abs.2 oder Abs.2a ist vo~ MUhlcnfo~ds dem 

zuständigen Grundb~chsgericht mitzuteilen; auf Grund dies0r 

Mitteilung ist das Verbot im Sinne des /\bs.4 iln Gutsbestands­

blatt des Grundbu::hes ers ichtUch zu machc:l. 

(4) Im Falle der Stillegung einer MUhlc ~ur Grund des 

Abs.l, 2 oder 2a darf auf der Liegcnsc:1ilft, auf <.12r die M:ihle 

betriebe:l worden ist, innerhCllb .~'inc:? 7.citraum,:c~,; V':)!1 30 Jahrc~), 

vom Tage der sti llegUilg an go rechne t, kc i ne MUhle bc:-t rieben werd ~'n . " 

1 3 i1. § 7 i~; t w 1 C t II I q L z u ~i 11 der n : 

a) Abs.l erster Satz hat zu lauten: 

"Die Mitglieder des MUhlenkuratoriums sind vom Bundes­

minister fUr Handel, Gewerbe und Industrie im Einvernehmen 

mit den Bundesministern rUr Li1nd- und Porstwirtschaft und 

fUr soziale Verwaltung zu bestellen." 

b) 1m I\bs.l zwc'it<,,- S,dz ist <l1n End<' d<'[ li1.<' (kr 

Punkt durch einen Beistrich zu ersetzen und folgende lit.f 

anzufUgen: 

"[) je ein Vertreter der im Ni1tionalrat: vcrtrcLcn('n poli tischen 

Parteien." 

14. § 8 Abs.l ~ 9 hat zu lauten: 

"9. Fest1egung der Höhe des Zusatzbeitrages gemäß § 4a Abs.8 

und der Höhe des Zuschlages zu den Grundb~iträgen g2m§ß 

§ 4b Abs.8;" 

• 
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15. § 8 I\bs.3 zwoit<'r SElt? h;ü. zu ('ntfil11C':1. 

16. § 13 I\bs.l ~ 4 hElt zu l~uten: 

"4. Zahlungen gemäß § 4a I\bs.8 und (wm,'iß § 4b I\bs.8;" 

17. Im § 17 I\bs.l ist nilch c](':n i.iLlt "§ 2 1\1J~;.7 zw,~it('r 

Satz" d<lS ZiLat "§ 2c 1\1J!.;.2" CillZUrLi~Jt'll. 

18. § 18 I\bs.4 ('r~;ler Sillz Ildt zu IlIlIt(';1: 

" Dieses Bundesgesetz tritt mit l\usnJhmv d03 § 5 I\bs.4 

und 5, des § 12 und des § 17 I\bs.3 und 5 mit I\bl~uf des 
30. Juni 1986 außer Kraft." 

Abs.7 nicht ander(~~~ bestJirrnnt. - rlc!T' nundr>nrnilli:d;er f'iir ll~lndcl. (;r'_ 

werbe und Ind1U~tl'ie betrrwtJ, und ~'.w::n· hin:~ichl;-l:ich der, § ltj irrt r:in-

vp.rnehmen mit ilem nund(~sminjr,ter fiir f"in~Hl~:nn. hir18ichtlich d('!;~ 

hinsichtlich de8 § 5 Ahn.ti i.m E:itlv0rnehmen mit ('lpm nundesTllini,:,ter 

fUr soziale VerwaJtunr: und htnsichtl leh dCfi ~ 7 Abf~.] und? und den 

~ J 6 ;m Einvernehmen m-it nen Bllndnf~mini~~tern fiir T,n.nrl- nnd T<'fH'rd.-

w:irtnchaft und fiir n0zi:n.]r> VerwrlJtun{". 
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( 7) H :i t d p r V () n Y. i (-, h II TI r: d (> ~ 1 § ? rt J\ h:, .'~ j ~ 1 \, d e l' n, lri d (~ ~ 1 -

minister fi.ir TJand- und Porstw:i:rt GebR. rt, rn:i t der V nll 7,j p hu nr; dp s 

~ 4c fler Bundeflmin-;nter fiir Fjrlan~>;I~n und mit nf-:r VnlJ ~7,iehllnp: der; 

§ 17 lI.hn.5 dnr P,tlndf~:lHlinjnLf'r' fiit' ,rll:1Li:t, heLI'aul .• " 

(1) Dieses Bunde flr,:e flet 7. tritt rn:it 1. ,Tul i 1 gS4 in Kraft. 

(2) Die Zustf-inrlirrkc:i:t 70tH' Vol17.:iRhunp; dienefl B1.l.nde8r:e~et7,r-):; 

richtet sich nneh Art.I Z lq. 

• 
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J \(' i 1 ; I (l (' 1\ /'; \ \ Y. 1. \ \ • rj W /~ - I I I / 1 (' / H tl 

v 0 H B T, A T '1' 

Probleme: 

Die Erfahrungen bei der DurchfUhrunq dos Qualitätsweizen­

konzeptes der Bundesregierung habon gezeigt, daß die den PElichtanteil 

an Qua 1 i tä tswc i zen bctr<~ r r endell Hc'g<' 1 Ull<Jc'n (' i ller Ver<:' in r achung 

bedürfen. 

Die in GroßmLih Ion er [0 rdc rl ich0 I1cclU f sich t j gung (Je> r 

Erzeugung von Mahlprodukten bedarf einer gesetzlichen Verankerung. 

Bei einigen Bestimmungen haben sich Auslegungsschwierigkeiten 

ergeben, bei anderen entsprechen die angefUllrtcn Beträge nicht 

mehr der Wirtschaftslage. 

Ziele: 

Die Geltungsdauer des Gesetzes soll verlängert werden. 

Die Bestimmungen Uber den Pflichtanteil an QualitÄtsweizen 

sollen im Interesse der Entlastung der MUhlen und der Verwaltung 

vereinfacht werden. 
Die B('uu[sichtigul1<j eh'l" Erzl'u<jul1(j VOll M,lhlproc]ukL('tl 111 

GroßmUhlen soll g('srtzl i eh vorqrschr i dwn we'rdrn. 

Auslegungsschwierigkeiten sollen durch textliche Klar­

stellungen beseitigt und Beträge der wirtschartlicllen Entwicklung 

angepaßt werden. 

Inha.1t: 

Vereinfachung der Bestimmungen Uber den PElichtanteil an 

Qualitätsweizen, Verankerung der Aufsichtsp[licht in GroßmUhlen, 

Klarsteilungen, Betragsanpassungen. 

Alternativen: 

Keine. 

Kosten: 

Keine fUr den Bund. 
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E r 1 ~ u t e run yen 

I. Allgemeiner Teil 

Die Zuständigkeit des Bundes zur Erlassung dieses Bundes­

gesetzes ergibt sich aus Art. 10 Abs.l Z 8 B-VG ("Angelegenheiten 
des Gewerbes und der Industrie"). 

Seit dem Inkrafttreten des Mühlengesetzes im Jahre 1960 

hat sich die Zahl der aktiven Mühlen in Österreich bis zum Ende 

des Jahres 1983 von 1.077 um 643 - das sind 59,7 % des Anfangs­

standes - auf 434 und die Summe der monatlichen Vermahlungsmengen 

(Kontingente) von 71.647 t um 16.709,7 t (= 23,32 %) auf 54.937,3 t 

verringert. In diesem Zeitraum wurden Ablöseboträge in der Gesamt­

höhe von rund 224.465.000 S an die Inhaber stillgelegter Mühlen 

und Zuwendungen an Arbeitnehmer solcher Mühlen in der Gesamthöhe 

von 4.515.100 S geleistet. Die Mittel für diese Zahlungen des 

Mühlenfonds wurden ausschließlich durch ßeitr~ge der MUhlen auf­
gebracht. 

Das durch die Mühlengesetz-Novelle 1978 geschaffene 

Instrumentarium zur Ourchsetzung des QJalitätsweizenkonzeptes 

der Bundesregierung hat sich bestens bewährt. 

Die indirekten Exportvermahlungen betrugen 1m Jahre J982 
9.663 t und im Jahre 1983 9.774,2 t. 

So wie 1m Jahre 1981 konnte auch 1982 ein direkter Mehl­

export nach Polen durchgeführt werden, der einschließlich der 

Hi1fs1ieferungen der Caritas (ca. 1.200 t) 8.300 tausmachte. 

Hiefür wurden 11.784 t Weizen vermahlen. Im ,Jahre 1983 erreichten 

die direkten Exportvermahlungcn die Rekordhöhe von 28.799,4 t. 

Ausschlaggebend hie(ür war der Export von 20.000 t Mehl in die 
Sowjetunion. 

Die EntWicklung im Bereiche der Exportvermahlungen ist somit 
weiterhin günstig. 
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f>i(' dilL'kl(~1l 1I11d di(' illdilt'kLC'll 1':X"()IIV{~lllldl1lullql'l) eh'l 

,Jilhre 1982 und 1983 wurd(~n durch d('rl Miihl('nroncln mit in~~q('~;;lllil 

mehr als 76 Mio. S gefördert, die von den MUlllen aufgebracht 

w~rden. Ohne das im MUhlengesetz verankerte 'Exportrörderungs­

instrumentarium hätte die MUhlenwirtschaft diesen Beitrag zur 

Verbesserung der österreichischen Handelsbilanz und zur Ver­

wertung inländischer BrotgetreideUberschUsse nicht leisten 

können. 

Mit der geplanten MUhlengesetz-Novelle 1984 werden im 

wesentlichen folgende Zielsetzungen verfolgt: 

1. Die Entlastung der MUhlen und der Verwaltung durch 

Änderungen der ßestimmungen Uber den Pf]ichtanteil an Qualitäts­

weizen, 

2. die Sicherstellung der Beaufsichtigung der Erzeugung 

von Mahlprodukten in GroßmUhlen, 

3. die Beseitigung von Auslegungsschwierigkeiten durch 

entsprechende Klarsteilungen und 

4. die Anpassung von Beträgen an die wirtschartliche Ent­

wicklung. 

Die Vollziehung des vorgeschlagenen Gesetzes wird dem 

Bund keinen vermehrten Verwaltungsaufwand und keine erhöllten 

Verwaltungskosten bringen. 

Den Erläuterungen ist als Anlage eine G~genUberste11ung 

der von der Änderung betroffenen geltenden Rechtsvorschriften 

und des vorgeschlagenen neuen 'J'exlcs angc~;ch.l osscn. 
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11. I3csolHjcn~r 'I'c~.i I 

~u Artikel 1: 

Zu Z 1 (§ 1): 

Die Neufassung des § 1 bringt eine durch den neu ange­

fügten Abs.3 bedingte Umformulierung des Abs.l, die den Inhalt 

dieses Absatzes nicht berührt. Abs.2 bleibt unverändert. Der 

neue Abs.3 enthält Definitionen von im Gesetz verwendeten Be­

griffen, bei deren Auslegung es in der Pr~xis - insbesondere 

in folge geänderter Verzehrsgewohnheiten - zu Meinungsunter­

schieden und Mißverständnissen gekommen ist, die zu Vollzichunys­

schwierigkeiten geführt haben. 

Y.1I I, 2 (~2 I\b~;.L(I): 

Diese Bestimmung zielt bei grundsätzlicher Beibehaltung 

der Vorschriften über das Prinzip der bescheidmäßig festgesetzten 

monatlichen Vermahlungsmengen darauf ab, einen saisonal bedingten 

Bedarf der Kunden (mehlverarbeitendenßetriebe) bei gleichzeitiger 

Sicherung und Aufrechterhaltung der dauernden Beschäftigung in 

den einzelnen Mühlenbetrieben besser berücksichtigen zu können. 

Sie ist dem seinerzeitigen System beweglicher Vermahlungsmengen 

innerhalb eines Kalenderjahres nachgebildet, jedoch losgelöst 

von den Berechnungsgrundlagen der Jahre 1954 bis 1959. 

Um die vorgeschlagene Bestimmung verwaltungsmäßig handhaben 

zu können ,soll es eines Antrages des Mühleninhabers bedürfen. 

Dieser soll im Antrag darzustellen haben, wie er die Kalender­

jahressumme der bisherigen monatlichen Kontingente künftig auf 

die einzelnen Monate des Kalenderjahres verteilt haben will. 

Hiebei sollen jedoch im Interesse der gleichmäßigen Beschäftigung 

der Mühle Verringerungen auf höchstens 20 vH der monatlichen 

Vermahlungsmenge beschränkt sein. Die Vor- und Nachvermahlungs­

bestimmungen sollen unberührt bleiben. 

Der Mühlenfonds soll auf Grund eines solchen Antrages 

die monatlichen Vermahlungsmengen für das Kalenderjahr ent­

sprechend der bisherigen Kalenderjahressumme zu verteilen haben. 
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~u ~ j (S ~ AGs.U): 

Die vorgeschlagene Neu[assung soll analog zu der be­

stehenden Mög 1 ichkci t der ycncrcllcn Erhöhung <1<..'r Vc rlllclh 1 ullg~j­

mengen auch eine generel~e KUrzung dieser Mengen ermöglichen. 

Dadurch soll erreicht werden, daß in den einzelnen Monaten des 

folgenden Kalenderjahres allfällige KUrzungen gemäß § 2 Abs.9 

nur in geringerem l\usmaß, als dia; bisher fallweise erforderl ich 

war, vorgenommen werden mUssen. 

:6u ~ 4 (§ ~(\ /\bs.4): 

Im Interesse der Entlastung der MUhlen und im Interesse 

der Verwaltungsvereinfachung soll nur mehr cin Qualitätsweizen­

vorgriff in dem dem laufenden Getreidewirtschaftsjahr unmittelbar 

vorangegangenen Getreidewirtschaftsjahr fUr die Anrechnung in 

Betracht kommen und soll das bisherige Erfordernis entfallen, 

vor dem laufenden Getreidewirtschaftsjahr zuviel gekauften 

Qualitätsweizen zur Anrechnung fUr das laufende Getreidewirt­

schaftsjahr geltend machen zu müssen. Die Erfassung der Pflicht­

käufe durch den Getreidewirtschaftsfonds und den Mühlenfonds 

gestattet es, auf diese Mitteilung zu verzichten. 

Die im vorgeschlagenen dritten Satz gewählte Formulierung 

"fUr Zwecke der Vermahlung fUr das Inland" soll klarstellen, 

daß Qualitätsweizenkäufe für Zwecke der Exportvermahlungen für 

eine Anrechnung auf den Qualitätsweizenpflichtanteil nicht in Betracht 
kommen. 

Diese Bestimmung soll der Verwaltungsentlastung in 

jenen Fällen dienen, in denen der P[]ichtantcil all Qualitäls­

weizen bis auf einen lediglich geringfUgigen und daher zu ver­

nachlässigenden Teil erfUllt worden ist. 
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Y.11 <1('n Y. fi (~~ )!J lind /.(') 1111(1 1 -; (~ 17 I\lln. I) : 

Zu ~ 2b: 

der 7. (§.l l\ b s • 3) cl i (' ci II reh l\ LI S 1 (' 9 II n<1 !:i U 11 l:<' r :; chi (' cl (' i n cl ( , r 

Praxis hervorgerufenen Vollziehungsschwierigkeiten verhindern, 

indem er klarstellt, wie die AufschUttmenge und damit auch die 

Vermahlungsmenge zu ermitteln ist. 

Die Unterlassung der Mengenfeststellung gem&ß Abs.l soll 

nicht bestraft werden, aber eine Verminderung der Vermahlungsmenge 

mit sich bringen. 

Flir Kleinstmlihlen, die ausschließlich Roggen vermahlen, 

soll flir jene Fälle, in denen die Anschaffung einer Waage wirt­

schaftlich nicht tragbar ist, durch Abs.3 eine zweite M6glichkeit 

der Feststellung der AufschUttmenge er6ffnet werden. 

Zu § 2c und zu § 17 l\bs.l: 

Die f 0 r t s ehr p i t- (' n d e Hi1 t ion ,,"] 1 i s i (' run q 11 n d 1\ u t~ omi1 t i :~ i (' r \l n q 

in MUhlenbetrieben bringt es mit sich, daß immer mehr Arbeits­

vorgänge auf Maschinen Obergehen und damit der l\ufsicht jener 

Personen, die diese Arbeitsvorgänge bishcr durchgcführt hoben, 

entzogen werden. Wie die Erfahrung gezeigt hat, ist diese Um­

stellung bei Mlihlen mit einer Jahressumme der bescheidmäßig 

festgesetzten monatlichen Vcrmahlungsmongcn von mindestens 

24.000 dt bereits in einem solchen Ausmaß rentabel, d~s es im 

Interesse einer st6rungsfreien Deckung des Bedarfes der Bev61kerung 

an qualitativ einwandfreien Mahlprodukten erforderlich macht, 

flir eine fachkundige Beaufsichtigung der Erzeugung von Mahlprodukten 

in solchen Mlihlen zu sorgen. Diesem Ziel dient der vorgeschlagene 

Abs.l. 

Die Aufzeichnungspflicht gemäß Abs.2 sol] dem MOh]en­

inhaber den Nachweis und den legitimierten Angestellten des MUhlen­

fonds die Kontrolle der Einhaltung des Abs.l erleichtern. Die 

Verletzung dieser Au[zeichnungspflicht soll als VerwaltungsObcr­

tretung gemäß § 17 Abs.l geahndet werden (siehe Art. I Z 17). 
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§ 3 Abs.l des Milhlengesetzes 1981 hat sich als Instrument 

zur Verhinderung von Ubermahlungen und zur Durchsetzung des 

Qualitätsweizenkonzeptes der Bundesregierung bestens bewährt. 

Im vorgeschlagenen § 2c ist der der Sicherstellung der Einhi11tung 

des Abs.l dienende Abs.3 dieser bewährten mUhlengesetzlichen 

Bestimmung nachgebildet und folgt lluch hinsichtl ich der vorge-

sehenen Zahlung dC~i11 Beispiel des § 3 I\bs. 1 (, 1 dt's MUhl t'IHJ<'-

setzes 1981 in der Passung des I\rt. I Z 7. 

7.\1 7. 7 

Die vorgoseheno Änderung der im I\bs.l ,lIlCjc[ührtc'll 

Beträge dient der Anpassung an die wirtschaft-lichen Gegeben­

heiten. 

Der neue vorletzte Satz soll eine betragsmäßige H6chst­

grenze der fUr die gesamte Ubermahlungsmenge je 100 kg zu 

leistenden Ubermahlungszahlung festlegen, die keinesfalls 

Uberschritten werden darf. 

z; u I. U (§ J I\b:cj. J ) : 

Die Neu[assung dient der KlarsteIlung , daß L:;ei tmllngt' 1 

und I\rbei tskrt.iftemllngcl 11 ich t :l.U den be L r i cb~-; L(~cllll j sehen G r ündcll 

zählen, die eine Fremdvermahlung notwendig machen. Sie soll 

weiters durch die entsprechend der bisherigen Vermi1hlungs­

tätigkeit der auftraggebenden MUhle vorzunehmende genaue 

mengcnm"ßige Fcst:l('C"juIH) d<.'r Fn'mdv('r-Tllllhl\1nq (1.i(' in der 1'1-llXi~; 

aufgetretenen diesbezUglichen I\uffassungsuntcrschiede und 

die damit verbundenen Voll.ziel!ungsschwicrigkci.Lcn kUnftig ver­

hindern und sicherstellen, daß die auftrllggebende MUhle ihren 

Kundenstock im Wege der Fremdvermahlung versorgen kann. 

Mit der im letzten Satz vorgesehenen Betragsanhebung 

soll den wirtschaftlichen Gegebenheiten Rechnung getragen werden. 
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§ 3 Abs.4 enthält keine ausdrUckliehe Bestimmung darUber, 

daß in dem die Vorvermahlung bewilligenden Bescheid eino Frist 

für deren Einbringung festzusetzen ist. Dies soll durch den 

ersten Satz der vorgeschlagenen Ergänzung der Z 1 normiert 

werden. 

Um zu gewährleisten, daß eine MUhie nicht ständig durch 

neue Vorvermahlungen ihre Vermahlungsmenge auf Dauer Uberscllrcjtet, 

soll angeordnet werden, daß in einem Monat, in dem eine bereits 

durchgefUhrte Vorvermahlung eingebracht wird, !licht neuerlich eine 

Vorvermahlung durchgeführt werden darf. 

1,\1 I, 10 ( C ,/ \ /\ I ):: • ') ) : 

Die vorgeschlagene Neufassung soll durch die ent­

sprechend der bisherigen vermahlungstiitigkeit!ior verzichtenden 

Mühle vorzunehmende genaue mengenmäßige Festlegung der Über­

schreitung die in der Praxis aufgetretenen diesbezUglichen 

Auffassungsunterschiede und die damit verbundenen Vollziehungs­

schwierigkeiten künftig verhindern. 

x u (lL' n X I I (~§ 4, 4 il U Il cl 41», I 4 (§ B /\ I )';. 1/,1)) LJ 11 cl 

1(, (~~ 11/\1,:;.1/,11): 

Die vorgeschlagenen Änderung2n in dcn §§ 4, 4a und 4b 

ergeben sich mit Ausnahme der unter lit.f vorgeschlagenen Änderung 

auf Grund der im Art. I Z I (§ 1 Abs.3Z 2) vorgesohone~ 

Legaldefinition für "Mahlprodukt". 

Die unter lit.f vorgeschlagen(' Änderung hat systcmatiRch~ 

Gründe: die B2stim~un3 über die Sicherstellung der erforderlictl2n 

Mittel fUr die Gewährun3 der ZuschUss,? 5·:-:>11 d~'r 13cstimmT19 üb,'r 

die Ge~§hrung von ZUsch~s3e~ vorangehen. Dics~ Änd,?rung verlan~L 

auch entsprechende Änderung2n d2S § 8 Abs.1 Z 9 und des § 13 

Abs.l Z 4, die im Art. I Z 14 und 16 vorgesehen sind. 
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Zu Z 12 (§ 5 Abs.2a): 

Die vorgeschlagene Neufassung dient der Vermeidung von 

Härten in bestimmten Fällen dos Miteigentums an MUtllon, die [Ur 

eine Stillegung im Sinne des geltenden Abs.2a in Betracht 

kommen. 

~U :t. J J (§ ~) Abs. 3 UllU 4): 

Die vorgesehene Neufassung der Abs.3 und 4 dient der 

BerUCksichtigung der stillegungsm6g1ichkeit nach Abs.2a. Diese 

BerUcksichtigung ist in der MUhlen~esetz-Novc1]e 1982, die 

den l\bs. 2a gebracht hilt, versehen t1 ich ullt-crbl i (~l)(>:l. 

Zu Z 13a (§ 7): 

Durch die vorgeschlagene Vergr6ßerung der derzeit 

18 Personen betragenden Mitgliederanzahl um je einen Vertreter 

der im Nationalrat vertretenen politischen Parteien soll der 

Bedeutung, die dem MUhlenkuratorium fUr die 6sterreichische 

Wirtschaft zukommt, noch mehr als bisher Rechnung getragen 

und die Entscheidungsfindung auf eine breitere Basis gestellt werden. 

Zu Z 15 (§ 8 Abs.3 zwcitc'r 8nlz): 

Gemäß § 8 Abs.3 zweiter Satz des MUhlengesetzes 1981 

hat der Bundesminister [Ur Handel, Gewerbe und Indu3trie den 

jährlich zu erstattenden Tätigkeitsbericht des MUhlenfo,d3 

dem Nationalrat vorzulegen. Der vorges~hlagenc Entfall dieser 

Vorlagepflicht folgt einer im Interesse der Entlastung des 

Nationalrates ergangenen diesbezUglichen Anregung der Präsidial­

konferenz des N~tionalrates. 
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Zu Z 18 (§ 18 Abs.4 erster S~tz): 

Da das MGhlengesetz 1981 in der Fassung der MJhlengesetz­

Novelle 1982 gem§ß § 18 Abs.4 mit Ablauf des 30. Juni 1984 

außer Kraft tritt, ist eine Verlängerung erforderlich. 

macht ~en hiRheri~pn Ahs.G entbphr-lich. 

D1e tm hi8herigen Abs. 7 Zl.t~amm8nfre faßten Vo11_7.1ehunp;nhe_ 

stimmungen sollen nU8 tlheTs:ichtl ichk-eits,r:rriindcn foO reepl ind(~rt 

Handel, Gewerbe und Industrie und Ah8. 7 die 7,nntiindj e:'kei t !1Ylderer 

BundeRminiRter repelt. 

Zu Art. 11: 

Da das MGhlengesetz 1981 in der Fassung jer MGhlengesetz­

Novelle 1982 gemäß § 18 Abs.4 mit Ablauf des 30. Juni 1984 

außer Kraft tritt, m~ß die M~hlengesetz-Nove11e 1984 (zumindest 

Art. I Z 18) mit 1. Juli 1984 in Kraft treten. 
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, 
Anlage zu den ~rläuterungen .'~ 

Bundesgesetz, 
geändert wird 

mit dem das Mühlengesetz 1981 
(Mühlengesetz-Novelle 1984) 

~=~=S=~=~=~=~=~=~=~=~=~=l=l=~=~=s 

:;el::2näe Fassung 

S 1. (1) Dieses Bundesgesetz gilt für in Aus­
'ibung einer der Gewerbeordnung 1973, BGBI. 
);r. 5: 1974, unterliegenden Tätigkeit oder von 
:and~-:"'""tSchaftlichen Erwerbs-· und Winschaftsge­
:1osseI!5chaften betriebene Mühlen, in denen Rog­
zen ocer "'""eizen für menschliche Genußzwecke 
-~erma.~en wird. 

(2) Auf Mühlen, in denen ausschließlich für 
~ndv.-=_-..schaftliche Selbstversorger im Lohn ver­
::lahle.:: wird, ist lediglich S 4 Abs. 3 anzuwen­
::1!n. 

Vorgeschlagene Fass~ng 

~ (1) Dieses Bundesgese~= r==elt =ie Vermahlung 

(Abs.3 Z 1) von Roggen oder Weizer: =-.: ~:=~1p==dukte:J (Abs.3 

Z 2) in Mühlen (Abs.3 Z 3), die er.~.===r ir. ~~süo~ng eiQer 

Tätigkeit, die der Gewerbeordnung 1~-3, BGBl.~r. 50/1974, in 

deren jeweils geltenden Fassung ur.~e=:~=gt, oder von landwirt­

schaftlicher. Erwerbs- und Wirtscha:~sqer:osser:scha:ten betrieben 
werden. 

(2) Auf MÜhlen, ir. denen a~ss=~::eßli=~ ffir landwirt­

schaftliche Selbstversorger im Lohr: ~e~ahle~ wird, ist lediglich 
§ 4 Abs.3 anzuwenden. 

(3) Im Sinne eieses Bunäesges=~z~s is~ 

1., Vermahl u:Jg jede rcechar.ische Str;:;"~..:=-:erär:=erung des Korns, 

2. ~~hlprodukt je~es menschlichen Ger.~~=wec~en dienende Produkt 

einer Vermahlung von Roggen oder ~e~=en, 

3. Mühle jede Ei~richtung, in der e~:-.e -:erma::lung erfolgt, 

~. Aufschüttmenge die aus dem Lage= :r: unge=einigte~ Zustand 

in die ~lühlenreir.igung (Kopperei qe:::=ach~e Getreidemenge, 

5. Vermahlungsmenge je:Je Summe vo:J A'..::sc::=:ittrre:Jgen, die gemäß 
§ 2 vermahlen werden darf. 
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Geltenc.e Fassung 

L2.:.. 

(2) Die Vermahlunßsmenge der einzelnen 
Mühlen betrigt je Kalendermonat ein Sechstel 
der Summe der Handels- und Lohnvermahlung 
an Roggen und Weizen in den Jahren 1954 bis 
1959, gebrodlen ~rch zwölf. Lohnvermahlungen 
von ~.lühle zu Mühle sind bei der Berechnung 
der Yermah:ungsmengen zugunsten der auf trag­
geben.:ien Mühle zu zählen. 

(3) Wurde der Betrieb einer im Zeitpunkte des 
Inkr.:ttretens dieses Bundesgesetzes betriebenen 
Mühie erst nach dem 1. Jänner 1954 aufgenom­
men, so hat der Landemauptmann auf Antrag 
des ),Eihleninhabers die Vermahlunßsmenge nach 
Maß~;,he der bisherigen tatsächlichen Vermah­
lung= mit Bescheid festzusetzen. 

(8) Ist die Jahressumme der bescheidmäßig fest­
gesetzten monatlichen Vermahlungsmengen aller 
)'1ühle;: ohne Berücksichtigung der Jahressumme 
der Zl!5atzvermahlungen (§ 4 a) am Ende eines 
Mlenderjahres um weniger als 7% höher als die 
Summe der für das Inland in diesem Kalenderjahr 
durchgeführten Vermahlungen aller Mühlen, so 
haben der Obmann und der zweite Obmann des 
~lühlenkuratoriums dies festzustellen und den auf 
7~~ fehlenden Prozentsatz auf Zehntelprozent zu 
berechnen; dieser Prozentsatz ist bis längstens 
25. Jänner des folgenden Kalenderjahres im ,,Amts­
blatt zur Wiener Zeitung" kundzumachen. Die 
monatliche Vermahlungsmenge der einzelnen 
~lühle beträgt ab dem dieser Kundmachung fol­
genden Feber bis einschließlich Jänner des nächsten 
Kalenderjahres die Summe aus der bescheidmäßig 
festgesetzten monatlichen Vermahlungsmenge und 
dem im ,,Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundge­
machten Prozentsatz dieser Menge. 

_~. -,~;t .... 

- 2 -

~.,!;:/~}..:,h-"'~ _,,",-,.~.~_-"";""., . .,;~ ....... :&~~ - -."';':1ii *$ : ....... ,~I;a.&~",'_ 

vorgeschlagene Fassung 

~ 2. ---
(2a) Der Müh~eninhaber ist bere=htigt, spätestens bis 

31. Oktober eines Ka~enderjahres an den Hühlenfonds den Antrag 

zu stellen, ab de~ 1. Jänner des folgenden Kalenderjahres bis 

auf weiteres die Su~~e der ihm bescheidmäßig zustehenden monat­

lichen vermahlungsme~gen in einer von ihm für je~en einzelnen 

Monat des Kalenderja~res anzugebenden Höhe bescheidmäßig neu 

zu verteilen; hiebei darf die Vermahlungsmenge des einzelnen 

Monats nicht weniger als 80 vH der bishertgen Vermahlungsmenge *) 
betragen. Der Mühler.:onds hat spätestens bis zu dem dem Antrag 

folgenden 31. Dezember durch Bescheid die monatlichen ver~ahlungs­

mengen entsprechend dem Antrag zu verteilen; die Abs. 8 und 9 

werden durch eine so~che Verteilung nicht berührt. 

*) des gleichen Monats 

(8) Wenn am Ende eines Kalenderjahres die Jahressumme 

der bescheidmäßig fes=gesetzten ~~natlichen vermahlungsmengen 

aller Mc~len ohne BerJcksichtigung der Jahressumme der Zusatz­

vermahlungen (§ 4a) ~ie Summe der für das Inland in diese~ 

Kalenderjahr durchge:Jhrten ver~ahlungen aller Mühlen um weniger 

oder um mehr als 7 v~ überschrei=et, haben der Obmann und der 

zweite Obmann des MJ~lenkuratoriums dies festzustellen und 

1. den auf 7 vH fehlenden Prozentsatz 

oder 

2. den Prozentsatz/u~ den 7 vH überschritten werden, 

auf Zehntel prozent Z~ berechnen; dieser Prozentsatz ist bis 

längstens 25. Jänner des folgenden Kalenderjahres im "Amtsblatt 

zur Wiener Zeitung: ~undzumache~. Ab dem dieser Kundmachung 

folgenden Feber bis einschließlic~ Jänner des nächsten Kalender­

Jahres ist die monat:iche verma~1~n9smenge der einzelne~ M~hle 

gleich der bescheid~äßig festgesetzten monatlichen Vermahlungs­

menge zczliglich des ~nter Z 1 oder abzUglieh des unter Z 2 fallen­

den/ im "Amtsblatt zur Wiener Zeitung" kundgemachten Prozent­

satZES dieser Menge. 
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Geltende Fassung 

~ 

(4) Die im Ahs. 1 oder auf Grund des Abs. 3 
festgelegte Verpflichtung ist erfüllt, wenn der 
Mühleninhaber nachweist, daß die gekaufteMenge 
an inländischem Qualitätsweizen, dessen Erfas­
sung durch Maßnahmen des Bundes (Kontrakt­
aktion für Qualitätsweizen) unterstützt wird, im 
Getreidewirtschaftsjahr zumindest das Zehnfache 
der durchschnittlichen monatlichen Handelsver­
mahlung vo~ Vulgareweizen im Sinne des Abs. 1 
des jeweils vorangegangenen Getreidewirtschafts-

jahres oder das sich auf Grund des Abs. 3 erge­
bende Vielfache beträgt. Ist jedoch diese Handels­
vermahlung einer Mühle :''ll laufenden Getreide­
wirtschaftsjahr geringer als im vorangegangenen 
Getreidewirtschaftsjahr, so wird der Nachweis 
der Erfüllung der im Abs. 1 oder auf Grund des 
Abs. 3 festgesetzten VerptEchtung auch dann er­
bracht, wenn der Kauf d:eses Qualiütsweizens 
dem angeführten Ausmaß der durchschnitilichen 
monatlichen Hande!svermahlung von Vulgare­
weizen im laufenden Getre:dewirtschaftsjahr ent­
spridlt. Hat der Mühleninhaber nachgewiesen, 
daß er innerhalb der drei vorangegangenen Ge­
treidewirtschaftsjahre mehr von diesem Quali­
tätsweizen gekauft hat, als er gemäß Abs. 1 oder 
auf Grund des Abs. 3 zu kaufen verpflichtet war, 
so ist ihm d:e den PflichtanteiJ überschreitende 
Menge auf den im laufenden Getreidewirtschafts­
jahr gemäß Abs. 1 oder auf Grund des Abs. 3 
zu erfüllende.n Pflichtante] dieses Qualitätswei­
zens anzurechnen, wenn und soweit er dies dem 
Mühlenfonds bis spätestens 31. März des laufen­
den Getreidewirtschaftsjahres schriftlich mitteilt. 

- 3 -

: :.~ . -:.~ ":;',':" 

§ 2a. 
( 4 ) 

._, .. ,j, .. ~~ .... ;~:, •. ~..i-. ~,,::n~~'''-'i+Ci'''' 'h:J..,~""'~""""::'-r'·'-' 

Vorgeschlagene Fassung 

(1. und 2. Satz) 

Hat der ~!ühleninhaber i~ vorangegangenen Getreidewi~~s~~~:~s­

jahr zum Zwecke der Verm3hlung ~ür das !nla~d ~e~r ~=~ ~:~;~~ 

Qualitätsweizen gekauft, als er gemäß Abs.l oje~ au~ ~~~~~ je5 

Abs.3 zu kaufen verpflic~tet war, so ist- i~~ die de~ ?::~:~=a~-

teil überschreitende ~Ienge auf den im laufe:1de:1 Getr=:je-.:::~s=:-_=-:~5-

jahr ~emäß Abs.l oder au: Grund des Ahs.3 z~ e~:}lle~~e~ ?::ic~=­

anteil dieses Qualitätsweizens anzurechnen. :~r jie ?e5=5:~11~~;, 

0::' und in -.,elchem A'Jsmal! der Qualitäts~leize:1-?::ichts~~=:: :':1 

einern bestimmten Getreidewirtschaftsjahr t;:::ers c::r i t~e~ .. --.:~=e, 

ist es ohne Belang, ob der Mühleninhaber diesen ?fl:'~~~a~~eil 

durch eine in diesem Getreidewirtschaftsja~r ge~~ufte ~j=~ i~r== 

eine im vorangegangenen Getreijewirtschaftsjajr geka.::~e _=i 

ent5?rechend dem vorigen Satz angerechnete ~enqe an :.:al::i=s­

weizen er:üllt hat. 
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G~ltcnde Fassung 

FUr die anl:tßlich einer solchen schriftlichen Mit­
teilung zu treffende Feststellung, ob und in wel­
chem Ausmaß der QualitätsWeizenpflichtanteil in 
einem bestimm:en Getreidewirtschaftsjahr über­
schritten wurde, ist es ohne Belang, ob der Mühlen­
inh3ber bei der Erfüllung dieses Pflichtanteiles von 
'der im vorigen Satz eingeräumten Anrechnungs­
möglichkeit Gebnuch gemacht hat oder nicht. 

: Enthält die Mi:teil.ung des Mühleninhabers Feh­
ler, die einer A.!Lredmung entgegenstehen, so hat 
der Mühlenfonds den Müh!eninhaber hievon bin­
nen sems Women nach Einlangen der Mitteilung 
zu verständigen.. fIJfiil P jU'ISS', a J J öl H 

(5) Wird in e~em Getre:dewirtschaftsjahrmehr 
Mahlweizen (Kormahveizen) vermahlen, als dem 
sim aus den Abs. 1, 3 und 4 ergebenden Anteil 
entspricht, so gilt di.e darüber hinausgehende 
Vermahlungsm:age an Mahlweizen (Normal-
weizen) zu je e:nem ~ als nicht dem S 3 H Zehntel 
Abs. 4 unterEegende Vorvermahlung für die 
Monate ~ll~. bis c:nsdtlicßlich Juni des fol- ..... September 
genden Getreidewirtsdlaftsjahres. ~BCB! A' 191{ 
'iBB; d I l:i ') 

.~~ . 

- 4 -

~~,-ci.:J,_:..\):;$~\ ,;iq._if._lM>, .~A;..:Mit44. ~"äi4-~~~~,~;'~~-

vorgeschlagene Fassung 

( 5 ) (geltender Text . . . . . . . . . . , 
eine Unterschreitung des jeweiligen Ze~nt~ls 

bis zu 100 kg ist nicht zu berücksich~ige~. 
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Geltende Fassung 

·~-~·L-"::~: .. U'.L~.w;3'(*I; -".t*,~,L*"H(.iiej;et' <)$at 'mi~) ,. rt pO"""_ 

Vorgeschlagene Fassung 

~(ll Die Aufschüttmenge (§ 1 Abs.3 Z 4) ist c~::c::-. 

Verwiegen festzustellen. Das Verwiegen ist vor der :·~:':~le:-.::-:in:' ='ing 

durchzuführen; wird jedoch das Verwiegen nur im Verla~fe :~er 

nach der Mühlenreinigung durchgeführt, so gelten 102 ~H ~:­

ermittelten Menge als Aufschüttmenge. 

(2) Unterläßt ein Mühleninhaber die Mengenfes-::ste:':'..:ng 

gemäß Abs.l, so vermindert sich die bescheidmäßig fes-::ges~-::=-::e 

Vermahlungsmenge der Mühle für den Zeitraum dieser ~n-::e:::'sss~n= 

um 10 vH. 

(3) In Mühlen mit einer Jahressulllllle der besc::eid=,~::'g 

festgesetzten monatlichen Vermahlungsmengen von wen:'ger a:'s 

3.600 dt, in denen ausschließlich Roggen vermahlen '~'ird, :s"t: 

die Aufschüttmenge nach Abs.l oder durch Rückrechn~ng vc~ je:: 

Menge der insgesamt erzeugten Mahlprodukte einschlis31ic:: jer 

MUhlennachprodukte festzustellen. 

« -)bptrage::de:: "" 
~ (I) Jeder Inhabe::- einer ~lühle :ni t e~(~a~.:=s- -

sum~e der bescheidmäßig festgesetzten monatlicjen ~er~a:::~ngs­

mengen -'<mindesteris 24.000 dt)muß die Erzeug:.:ng ''-::::-: :-:~~.:.­
produkten durch mindestens einen Arbeitneh:ner beau:sic:::-:::;en 

lassen, der die erforderliche fachliche Befähigung ::':r i:=ss 

Aufsichtsführung besitzt (Aufsichtsperson). Sow~it iies :nne 

Beein-crächtigung der Aufsichtsführung möglich ist, iarf ~:e 

Aufsichtsperson vorübergehend auch im Getreidelager :Si:': I in 

der MÜhlenreinigung oder im Mehllager tätig sein. Eei ?erninier~ng 

der Aufsichtsperson wegen Krankheit, Urlaubs oder Ciens-:::rei­

stellung aus anderen wichtigen Gründen dürfen ~ahl~rcd~~-::: n~r 

dann erzeugt werden, wann die Aufsicht über diese E~ze~=~na a __ 
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Geltende Fassung 

;J. ,":,. 
,~'.-

6 
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Vorgeschlagene Fassung 

andere Weise sichergestellt ist. Fällt die Aufsichts?ersc~ 

durch Tod, Entlassung oder deshalb aus, weil sie selber ge­

kündigt hat, so muß innerhalb eines Monates eiee ne~e Au~!:=~=s­

person bestellt werden; während der Zeit des Fe~lees eine= ~~:­

sichtsperson dürfen Mahlprodukte nur dann erzeugt ",-e=den, -.. e~~ 

die Aufsicht über diese Erzeugung auf andere Keise s~che=~es=ellt 

ist. 

(2) Der Inhaber einer unter Abs.l falle~den ~:~le ~!= ~= 

Falle der Erzeugung von Mahlprodukten ohne Aufsich~s;ersc~ ~~:­

zeichnungeri darüber zu führen, 

1. welche Setreidemenge bei dieser Erzeugung ta=säc~lich ~!=~a~len 

wird, 

2. warum diese Erzeugung ohne Aufsichtsperson er~ol;= und 

3. auf welche Weise die Aufsicht über diese Erze~gu~; si=~er­

gestellt ist. 

Diese Aufzeichnungen sind mindestens ein Jahr lang a~:zu~e~a~re~ 

und den legitimierten Angestellten des Mühlenfo~ds a~~ de=e~ ~e=­

langen vorzulegen. 

(3) Der Mühlenfonds hat dem Inhaber einer un=er ~~5.1 

fallenden BUhle, der Mahl;:>ro:iukte ohne Beaufsic::=ig~~q ge::i3 

Aas.l erzeugt hat, die Zahlung von 245 S je 100 ~g der oe: i~e=er 

Erzeugung tatsächlich durchgeführten Vermahlung ~orz~3ch=e:=e~. 
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Geltende Fassung 

~s 3. (1) Überschreitungen der Vermahlungs­
mengen (§ 2) sind zulässig, doch hat der MühJenin­
haber für solche Überschreitungen an den Mühlen­
fonds (§ 6) folgende Zahlungen zu leisten: 

bis zum vollen ersten L'bermahlungsprozent 

1. bei einer Überschreitung der durch eine 
Vorvermahlung im Sinne des § 2 a 
Abs.5 verringerten \-ermahJungsmenge 
je 100 kg ....................... , ., 235 S, 

2. bei sonstigen Überschreitungen je 100 kg 95 S; 

bei Übermahlungen \·on mehr als 1 % 
erhöht sich für die gesamte Übermahlungs-
menge der Betrag gemäß Z 1 oder 2 je 
angefangenes weiteres tJbermahlungspro-
zent um' ........... ~ ....... ': ..... '. . . . 11 S 
je 100kg; 

beim Betrieb einer Mühle, der eine Ver­
mahJungsmenge nach § 1 nicht zukommt.. 160 S 
je 100 kg der tatsächlichen Veimahlungs-
menge. . 

Der Mühlenfonds hat durch Beschluß des Müh­
lenkuratoriums die Zahlungen für Überrnahlungen 
über das vorstehend angeführte Ausmaß zu erhö­
hen, wenn ein Ansteigen der tioerschreitungen der 
Vermahlungsmengen in ~-irtschaftlich erheblichem 
Ausmaß eingetreten oder zu befürchten ist. Die bis 
zum vollen ersten Übermahlungsprozent im Falle 
der Z 2 zu leistende Zahlung darf höchstens auf 
155 S je 100 kg erhöht ~·ecden. Der Betrag, um den 
sich bei Übermahlungen \"on mehr als 1 % die Über-

I mahlungszahlung für die gesamte Übermahlungs­
menge je angefangenes 'OI.eiteres Übermahlungspro-

zent erhöht, darf höchStens mit 18 S je 100 kg, die 
von Mühlen, denen eine \·ermahlungsmenge nach 
§ 2 nicht zukommt, je 1:: kg der tatsächlichen Yer­
mahlungsmenge zu leiStende Zahlung mit höch­
stens 235 S je 100 kg fescgesetzt werden. Der letzte 
Satz des § 9 gilt sinngemäß. 

- 7 

< .• ::',. .~:~J:i~U-"'~"<>iZi..~lji.wr"'~~_dliö$'}'i*vMt·~"~...-~~~. 

vorgeschlagene Fassung 

Ll.:.. (1) Überschrei tungen der Vermahlungsme"::;'2,, § 2; 

sind zulässig, doch hat der Mühleninhaber für solche ~be~­

schreitungen an den Mühlenfonds (§ 6) folgende Zahl~r:qer: :~ le~5~er:, 

f------bis zum vollen ersten Übermahlungsprozent 

1. bei eine~ Überschreitung der durch eine Vorvermah:unq ~~ Sir:r:2 

des § 2a Abs.5 verringerten Vermahlungsmenge je leO ~::; '" :~5 ~. 

2. bei sonstigen Überschreitungen je 100 kg ................. ::3 _ 

bei Übermahlungen von mehr als 1 vH erhöht sich für ~ie ::;esa7~e 

Übermahlungsmenge der Betrag gemäß Z 1 oder 2 je angefar:::;e~es 

weiteres Übermahlungsprozent um ....•.......•...•.....•.... __ S 

je 100 kg; 

beim Betrieb einer Mühle, de~ eine Vermahlungsmenge r:ac~ § 2 

nicht zukommt .......•.•.•... ' ..•.••..........•.............. 1-: S 

Vermahlungsmenge. 

Der Mühlenfonds hat durch Beschluß des'~ü~lenkurato~:~s5 ~ie 

Zahlungen filr Ubermahlungen fiber das vorstehend ang~~:~=~2 

Ausm3ß zu ertlöhen, wenn ein Ansteigen der ~berschre~~~~g~~ 

der Vermahlungsmengen in \virtschaftlich e::-heblicherr, .:_',,:s:-:-=.':' 

eingetreten oder zu befürchten ist. Die bis zum vol:er: er5~e" 

tbermahlungsprozent im Falle der Z 2 zu leistende Za~:~,,::; 

darf höchstens auf 165 S je 100 kg e~höht werden. Der 3e~=3g, 

um jen sich bei Übermahlungen von mehr als 1 vH die ~je=~3jl~r:~5-

zahlung für die gesamte Übermahlungsmenge je angefar:genes ~e!~e:e5 

Ubermahlungsprozent erhöht, darf höchstens mit 25 S ~e ::: kg, 

die von MÜhlen, denen eine Ve~.ahlungsmenge nach § 2 r:i=j~ z~~:~~, 

je 100 kg der tatsächlichen Ve~mahlungsmenge zu leis~er:~e :3j:~r:~ 

mit höchstens 245 S je 100 kg ~estgesetzt werden. Die ~te=~aj __ ~gs­

zahlung fGr die ge~amte Uber~ahlungsmenge darf jedo2h ir: aller: 

Fällen höchstens 400 S je 100 ~g betragen. Der letz~a Sa~: ~es 

§ 9 gilt sinngemä~. 
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Geltende Fassung 

(3) Lohnvermahlungen von Mühle zu Mühle 
(Fremdvermahlungen) sind zulässig, wenn sie aus 
betriebstechnischen Gründen notwendig werden; 
sie bedürfen jedoch der Bewilligung des Mühlen­
fonds, um die -der auftraggebende Mühleninhaber 
anzusuchen hat und die dem AnlaßfaJl entspre­
chend z.u befristen ist. Bei technischen Betriebs­
schä.den kann -der Mühleninhaber den Auftrag 
zur Durchführung einer Fremdvermahlun-g einer 
anderen Mühle gleichzeitig mit der Absendung 
des Ansumens an den Mühlenfonds erteilen; 
sonst darf eine Fremdvermahlung erst nach Er­
teilung der Bewilligung durchgeführt werden. Für 
Fremdvermahlungen wegen temnischer Betriebs­
schäden, um deren Bewilirgung nicht spätestens 
gleiChzeitig mit der Auftragserteilung angesucht 
wurde, sowie für Fremdvermahlungen aus ande­
ren betriebstemnischen Gründen, die ohne Be­
willigung durch den Mühlenfonds in Auftrag 
gegeben werden, hat der auftraggebende Mühlen­
inhaber -1SOS je 100 kg durchgeführte Fremdver­
mahlung an den Mühlenfonds zu leisten. Fremd- 7 

vermahlungen zählen bei der Berechnung der tat-' 

sämlichen Vermahlungsmenge zu Lasten der auf­
traggebenden Mühle. (RGB'. NI ~~ 
Ai &, .. if ilj Jilwril. JJ: 5 UJ/ff:SB, 1A1~ 

B -

~ weitere jeweils auf eine 
WOche befristete Aufträge 
dürfen erteilt werden, bis 
der Mühlenfonds über den 
Antrag entschieden hat. 

:_ ~1~~;':.~., "-~~ _. __ .~./.~,.r...":~ ......... .tt.JC.;;t~~<"'"'_ ._"".-.f. ___ ...i! .. 

Y9ES~~~bl~s~~~-!~~~~ 

'(31 Lohnvermahlungen von MUhie zu MUhie (Fre~d~er­

mahlungenl sind zulässig, wenn sie aus betriebstechnis=hen 

GrUnden, zu denen Zeitmangel und Arbeitskräftemangel ~icht 

zählen, notwendig werden; sie bedUrfen jedoch der Bewi~ligu~; 

des MUhlenfonds, um die der auf~raggebende MUhleninha~er ar.=;­

suchen hat: Im Bescheid ist die Bewilligung dem Anlaß:3-11 

entsprechend zu befristen und die Höchstmenge der Fre=iver­

mahlung festzusetzen. Bei der Festsetzung der Höchst~e~ge 6e= 

Fremjvermahlung hat der MUhlenfonds davon auszugehen, iaß 

1. die Fremdvermahlung höchstens jene Menge sein darf, die 

die auftraggebende MUhle innerhalb eines der Bewil:~gung=­

frist gleichen Zeitraumes vermahlen könnte; 

2. Vermahlungsmengen der auftraggebenden MUhle unter ~~~sc~~~3 

von Nachvermahlungen nur im ~~smaß der durchsch~it=:iche~ 

Ausnutzung der Vermahlungsmenge durch diese Mühle ~~ de~ 

letzten 15 Monaten vor Erteilung der Bewilligu~g ~~~~dve~­

mahlen werden dUrfen; bei der Ermittlung dieses D~=~~­

schnitts sind vorvermahlungen und Nachvermahlungen ~em 

~!onat zuzurech!1en, für den sie jurcl'gef:ihrt w1.:::den; ~lor:a-:a 

für die noch ~achvermahlungen durchgeführt werden ~:rfe~. 

sind fGr die Durchschnit~sbe~echnung ~icht zu ber~=~5ic~~:~2~. 

Nur bei technischen Betriebsschäden da::~ der ~ühleni~~3ber ;~=e= 

sinngemäßer Beachtung der Z 1 ~~d 2 des vorige~ Sa~ze= bere~-:5 

vor Erteilung der Bewillig~~g, ~rüheste~s aber gleic~=eitig 

mi t der Absendung des Ansuchens an den ~!ühlenf.onds ei~er ?r.::a=e::_ _ \., 
~r;hl 0 d A f r D -"~;;' rJuro .d~nF ~~)..tJ)~~~-!r~~~· ~.~.Oc_,S 1 U, ~~ en u trag zu_ urc,, __ n_~ng _ln~_ r ... ~v __ ... _" __ .. ,,,y~- ----- .. -f=' 
FUr Fremdvermahl~ngen wegen technischer Betriebsschäde~, u= 

deren Bewilligung nicht sp~~es=ens gleichzei=ig mit de= Auf~=ag=­

erteilung anges~cht wurde, sowie fUr Fremdvermahl~nge~ aus ~~ie=en 

becriebstechnischen Grlinden, die ohne aewilligung dur=~ den 

MUhlenfonds in ~~et::ag gegeben werden, hat der a~~traggebe~::a 

MUhle~inhaber 160 S je 100 kg d~rchgeführte Fremdver~3jlun~ ~~ 

den Mjhlenfonds zu leiste~_ Fre~jvermahlungen zähle~ ~ei oe:: 

Berech~ung der tatsächlichen Ve=mahlungsmenge zu ~as=en de= 

auftraggebenden ~lJhle. 
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Geltende Fassung 

( 4 ) 

! 1. Vorvermahlungen dürfen nur durchgeführt 
werden, wenn ihre Notwendigkeit dem Mühlen­
fonds nachgewiesen worden ist und dieser die 
Vorvermahlungen bewilligt hat. Diese Bewil­
ligung darf nicht versagt werden, wenn und so­
weit die Vermahlung wegen einer Naturkata­
strophe, einer anderen unvermeidlichen hetriebs­
behinderung oder wegen eines besonderen Be­
dufs für den Fremdem-erkehr, für die Teig­
warenerzeugung oder für die Winterversorgung 
verkehrs abgelegener Geb:ete erforderlich ist. 

(5) Der Landeshauptmann kann einem Müh­
,Ieninhaber auf dessen Antl"ag eine überstnrei­
tung der monatlichen Vermahlungsmenge läng­
stens für die Dauer e:nes Jahres bewilligen, wenn 
und soweit der Inhaber einer anderen Mühle auf 
die Ausnützung der ihm zustehenden Vcrmah­
lunßsmenge wegen schwerer Erkrankung oder 
wegen des Ablebens e:ner betriebswichtigen Per­
son verzichtet. Derart:ge überschreitungen der 
Vermahlungsmengen gelten nicht als überschrei­
tungen' der Vermahlungsmengen im Sinne des 
Abs.1. 

9 

( 4 ) 
1. 

,~~,~.~ .. 

Vorgeschlagene Fassung 

(geltender Text) 

,"'-...:........~;.;;.~~::..,-.._:wt.t-;"_,...,,. ... '~.I..,;,;,... 

" 

Die Einbringung der Vorvermahlung ist vom MU~:enfo~~3 d2~ 

Anlaßfall entsprechend zu befristen. Die Durch~~hru~~ vc~ 

Vorvermahlungen in ~inem Monat, in dem eine be=eits ~~rc~~2-

Eilhrte Vorvermahlung eingebracht wird, ist unz~:ässiS. H_, 

gegen kann der MUhlenfonds die Einbringungsfris~ ei~2= b2=2~tS 

durchgeEUhrten Vorvermahlung dann verlängern, '~'enn ;,'-_= (:::2 

Notwendigkeit dafUr nachgewiesen wird; in solc~en Fä::2~ ~3:: 

die Einbringung der Vorvermahl:,1I1g spätestens ~,~ ~ der:-. ~=:-,a,~ 

i~::-tS-=2Cll nach dem Monat ihrer Durchführung zu befristen. 

mahlungsmenge l~~gste~s f~i~ die Da 1j2r eines Jahres bewi::ige~r 
au~ dessen Antrag eine Uberschreitung der monatlic~en Ve=-

(5) Der Landeshaupt~ann kann einem Mühlen~~habe= 

we:1n und soweit der Inhaber einer anderen Mühle a:..:~ die ,~,'.:s­
nützung der ihm zustehenden Verrnahlungsmenge wegen schwe=er 

Erkrankung, oder wegen des A~lebens einer betriebsw~=hti~2~ 
Person verzichtet. Eine solche Überschreitung der ~erma~:~~~s­
reenge gilt nicht als Überschreitung der Vermahlungs~enge :m 

Sinne des Abs.l. Die Überschreitung ist auf jenen ?rozen::~at2 
der monatlichen Vermahlungsmenge der Mühle des Verzichte~=en 
beSChränkt, der der durchschnittlichen Ausnützung ~er Ve=­

mahlungsmenge dieser MUhle durch den Verzichtenden selbs:: in 

den letzten 60 Monaten entspricht, in denen er niC~t auf ~ie 
Aus:1ützung der ihm zustehenden Vermahlungsmenge verzichte:: ~a::. 
Nachvermahlungen von offenen Vermahlungsmengen der '.'erzic~::e~=en 
Mühle dürfen vom Antragsteller nicht durchgeführt werden. ~be~so 
wenig dürfen Vorvermahlungen aus der Vermahlungsmenge de= ";e=­

ziehtenden ~1ühle in Anspruch genommen werden, die erst n-a:~ 
Ablauf des Eewilligungszeitraumes einzubringen wäre~. 
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Geltende Fassung 

i..L (1) Die Mi,ihleninhaber haben dem Müh­
lenfonds (§ 6) binnen fünf Tagen nach dem Ende 
jedes Kalendermonates über ihre monatlichen tat­
sächlichen Handels- und Lohnverrnahlungen an 
Roggen und Weizen unter ausdrücklicher Angabe 
allfälliger Überschreitungen der Vermahlungsmen­
gen, der Vorvermahlungen, der Nachvermahlun­
gen, der Fremdvermahlungen (§ 3 Abs. 3), der 
Exponvermahlungen (§ 4 a Abs. 1 und § 4 b Abs. 1) 
und des Ausmaßes der Lieferung bzw. der Ausfuhr 
von Mehl oder Grieß auf Grund solcher Vermah­
lungen unter Arlgabe des A.bnehmers bzw. des aus­
ländischen Importeurs, ferner über den Ankauf von 
Getreide und den Verkauf von Mahlprodukten 
Meldung zu erstatten. Diese ~eldungen haben 
auch die M~nge des in dem betreffenden Monat 
gekauften Qualitätsweizens zu enthalten. Sie 
sind, sofern monatliche Bestlndmeltlungen an 
d~n Getreidewirtsch.aftstonds gesetzlich vorge­
sch.r:eben sind, in der Form einer weiteren Aus­
fertigung zu ersunen, welche durch die Ang:tbe 
der allfälEgen überschre;tungen der Vermahlungs­
mengen, der Vor- und Nach,ermahlungen, der 
Fremdvermahlungen, der Vulgareweizenhandels­
vermahlung, des Kaufes yon Qualitätsweizen, der 
Exponvermahlungen .und des Ausmaßes der Lie­
ferung bzw. der Ausfuhr von Mehl oder Grieß 
auf Grund solcher Vermahlungen unter Angabe 
des Abnehmers bzw. des ausländischen Importeurs 
zu ergänzen ist. Wenn solche monatliche Bestand­
meldungen nicht nach. anderen Rech.tsvorschriften 
vorgesehen sind, hat der Bundesminister für 
H:mdel, Gewerbe und Industrie im Einverneh­
men mit dem Bundesminister für Land- und 
Forstwirtschaft nähere Best:mmungen über d:e 
Form dieser Meldungen zu erlassen. ~ 
Xii jj_9;ZS,;t:" : & H J .:&... . 'r 

- 10 -

.. '::~.~~i...-:_'_ . ."::'" .... -": .. :~~~-. . 

Vorgeschlagene_fassung 

Die §§ 4, 4a und ~b sind wie folgt zu ä~~ern: 

a) Im § 4 Abs.l erster und dritter Satz, ic § 4a ~=3.5 

ers~er Satz und im § 4b Abs.~ erster Satz sind jew~:15 d:e 

Worte "Mehl oder Grieß" durch jas Wort "Mahlprojuk~e~" Z~ 

ersetzen. 
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Geltende Fassung 

(2) Der Mühlenfonds kann a:e überprüfung 
der Richtigkeit der Meldungen dem Getreide­
wirtschaftsfonds . (Abs. 1) übertragen. ~ 
!<' 411'j?zS, j w', 10 

(3) Die Mühleninhaber haben legitimierten 
Angestellten des Mühlenfond; Zutritt zu ihren 
Betriebsräumen und Einsicht in die einschlägigen 
Betriebsaufzeichnungen zu gewähren, soweit dies 
zur überwachung der Einhaltung der Vorschrif­
ten dieses Bundesgesetzes erforderlich ist. 

Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie hat im Einvernehmen mit dem Bundesmi­
nister für Land- und Forstwirtschaft unter Berück­
sichtigung dieser Erfordernisse durch Verordnung 
nähere Bestimmungen über die jedenfalls von den 
Mühleninhabern laufend zu führenden Aufzeich­
nungen betreffend die Handels- und Lohnvermah­
lungen sowie die auf Grund der §§ 4 a und 4 b 
durchgefühnen Vermahlungen, den Zu- und 
Abgang von Brotgetreide und .\-lahlerzeugnissen, 
getrennt nach Weizen und Roggen, und deren 
Lagerbestand zu erlassen, sofern die Pflicht zur 
Führung solcher Aufzeichnungen nach anderen 
Rechtsvorschriften nicht vorgesehen ist. 

(4) Der Bundesminister tür Ha:1<!el, Gewerbe 
und Industrie bnn im E:nve;n;!hmen mit dem 
Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft 
zum Zwecke der überwachurrg der Einhaltung 
der Vorschriften dieses Bunde;;esetzes durch 
Verordnung bes;::mmen, daß jde :Mehllieferung 
der Mühlen durch vom ~lühlenfonds auszu­
gebende verrechenbare Plomben, Klammern oder 
:\larken zu kennzeichnen :st.. S:lnst:ge Vorschrif-

ten b=t:-ef!end die Kenaze:ch:lung von Mahl­
erzeugn:5sen ble:ben ur:berÜ!1rt. : ~OBI. .-tn jjji/ 

10S,;n [3", RBfle Yi Q/tl"me;4tt;:t 

~ 

..,/,: ;->~ .'.~ '.&l"~~_,_,:",~'~~_~_'~"'"'~"";~"~- A .. r .. l' "1r4is' ,_ 

- 11 -

vorgeschlagene Fassung 

d:.:~,:::' 

das Wort "Mahlpro1ukten" zu ersetzen. 

(Siehe lit.b) 
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Geltende Fassung 

§ 4 a. (1) Direkte ExportVermahlungen im Sinne 
dieses Bundesgesetzes sind Vermahlungen von 
Roggen und Weizen zu Mehl oder Grieß der Num­
mern 11.01 oder 11.02 des Zolltarifes (Zolltarifge­
setz 1958, BGB!. Nr. 74, in der geltenden Fassung), 
soweit hiefür Zuschüsse gemäß AbsA beansprucht 
werden können und diese Mahlprodukte über die 
Zollgrenze ausgefühn werden. 

(2) Der Mühlenfonds hat durch Beschluß des 
Mühlenkuratoriums unter Berücksichtigung des 
Ausmaßes der für Mehl- oder Grießexpone erfor­
derlichen direkten ExportVerrnahlungen monatlich 
für alle Mühlen in einern einheitlichen Hundertsatz 

der Verrnahlungsmengen (§ 2 Abs. 2 in Verbindung 
mit Abs. 8) eine Zusatzverrnahlung allgemein fest­
zusetzen. Der letzte Satz des § 9 gilt sinngemäß. 
Die Zusatzverrnahlung kann auch von Mühlenin­
habern durchgefühn werden, die keine direkten 
Exponverrnahlungen tätigen. Die Zusatzvermah­
lung ist auf die Verrnahlungsmenge der Mühle 
nicht anzurechnen. Als Zusatzvermahlung gelten 
nur im Monat der Festsetzung durchgefühne Ver­
mahlungen, die in der Verrnahlungsmeldung über 
diesen Monat als Zusatzverrnahlung .ausgewiesen 
sind. LTberschreiten die als Zusatzverrnahlung 
gemeldeten Vermahlungen die für Zusatzvermah­
lungen festgesetzten Mengen, so sind die über dem 
festgesetzten Ausmaß liegenden Mengen auf die 
Verrnahlungsmengen der Mühlen anzurechnen. 

(3) Direkte Exponvermahlungen sind auf die 
Verrnahlungsmenge und die Zusatzvermahlung der 
Mühle anzurechnen. 

(4) Zur Förderung direkter ExportVermahlungen 
hat der Mühleninhaber nach Maßgabe der folgen­
den Absätze Anspruch auf einen Zuschuß zu den 
Verrnahlungskosten, dessen Höhe vom Mühlen­
fonds durch Beschluß des Mühlenkuratoriums 
unter Bedachmahme auf die ausländischen Markt­
verhältnisse festzusetzen ist. Der letzte Satz des § 9 
gilt sinngemäß. Weiters sind dem Mühleninhaber 
die für solche Exponverrnahlungen entrichteten 
Grundbeiträge (§ 13 Abs. 1 Z 1) rückzuerstatten. 

- 12 -

,';w':' _fa:.,,~':~.J"'~_" .. ~ ..•. ~,;'} __ .~ __ ~ __ ... ~ _k~",,·:J<',,-~ w;fl-MA!~ ... ·-,J: .. 

vorgeschlagene Fassung 

c) In den §§ 4a Abs.l und 4b Abs.l sind jew2~:s ~:~ Wc~~e 

"Mehl od~r Grieß der :;'Jm~ern 11.01 oder 11.02 des :::::llta:-:fes 

(Zolltarifgesetz 1958, BGBl.~r. 74, in der geltend?~ Fa55~ng)· 

durc~ das Wort "Nahlp:-odukte~" zu ersetzen. 

d) Im § 4a Abs.2 erster Satz sind die Worte .~~~:- ode~ 

Grießexporte" durch die Worte "Exporte von M3hlprc~~~tE~' zu 

ersetzen. 
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Geltende Fassung: 

(5) Zur Durchführung der Förderungsmaßnah­
men nach Abs. 4 hat der .\lühlenfonds mit dem 
Mühleninhaber einen Vertrag abzuschließen, in 
dem die Höhe des Zuschusses unter Zugrundele­
gung der betreffenden Menge an Mehl oder Grieß 
zu vereinbaren und die Höhe der gemäß Abs. 4 
rückzuerstattenden Grundbeiträge festzuhalten ist. 
In dem Vertrag ist ferner jedenfalls zu vereinbaren, 
daß der Mühleninhaber vorbehaltlich sonstiger 
Rückersatzansprüche des Mühlenfonds nach bür­
gerlichem Rechtden Zuschuß zurückzuzahlen hat, 
"o/enn er dessen Bezahlung durch unwahre Angaben 
oder durch V ersch~'eigung '-on für die Zuschußge­
Währung maßgebenden Tatsachen oder durch eine 
unrichtige Meldung gemäß § 4 herbeigeführt hat 
oder wenn die ausgeführten Erieugnisse als zoll­
freie inländische Rückwaren zurückgebracht wor­
den sind. Es kann auch die Anrechnung des zu zah­
lenden Zuschusses auf die vom Mühleninhaber an 
den Mühlenfonds zu leistenden Zahlungen verein­
bart werden; eine derartige Vereinbarung hat zu 
erfolgen, wenn der ~lühleninhaber mit zu leisten­
den Zahlungen im Rückstand ist. 

(6) Um die Förderung nach Abs. 4 zu erlangen, 
hat der Mühleninhaber die entsprechenden Aus­
trittsnachweise im Sinne des § 4 c innerhalb von 
sechs Monaten ab deren Ausstellung dem Mühlen­
fonds vorzulegen. 

(7) Der Mühlenfonds kann auf Ersuchen des 
Mühleninhabers eine Vorauszahlung auf den 

gemäß Abs. 5 \'ereinbarten Zuschuß leisten, wenn 
das Mehl oder der Grieß .... on der Mühle ausgelie­
fert wurde. Für den Fall, daß ein Zuschuß nicht 
oder nicht in entsprechendem Ausmaß zu zahlen 
ist, ist zu vereinbaren, daß der. vorausgezahlte 
Betrag zuzüglich einer ab der Zeit der Zuzählung 
der Vorauszahlung laufenden, den Diskontsatz der 
Oesterreichischen Nationalbank um 3 vH überstei­
genden Verzinsung zurückzuzahlen ist. 

- 13 -

_-.L""", •. :..:...~ . .I! ~.".~ -~:.:~._~L.~a-.1~::.~~~,. ,:~ 

Vorgeschlagene Fassung 

(Siehe lit.a) 

e) Im § 4a Abs.7 erster S3tz und im § 4b ~=s.E :rst~~ 

Satz ist der Nebensatz "wenn ias M:hl oier d:r G~:e3 ~o, d:~ 

~r.ihle ausg:liefert '.r.lrde" durc!J den N~b~nsatz "'';,,:-,:1 ::':= ~I'l:-_:'­

proiukt~ vo~ d2r Mühle ausgeliefert wurd2~" zu "~S:tZ3~. 
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Geltende Fassung 

(8) Wenn und insoweit die für die Zusatzver­
mahlung eines Monats gezahlten Zusatzbeiträge für 
die Gewährung der Zuschüsse für direkte Export­
vermahlungen dieses :\1onats nicht ausreichen, hat 
das Mühlenkuratorium durch Beschluß in den fol­
genden Monaten Zusatzvermahlungen festzuset­
zen, bis die fehlenden Beträge aufgebracht sind. 
Überschreiten die Zusatzbeiträge eines Monats die 
für solche Exponvermahlungen des gleichen 
Monats und vorangegangener Monate auszuzah­
lenden Zuschüsse, so sind die verbleibenden Mittel 
für die Gewährung von Zuschüssen solcher Export­
vermahlungen des (der) folgenden Monates 
(Monate) zu verwenden. Im folgenden Monat (In 
den folgenden Monaten) sind die Zusatzvermah­
lungen im entsprechend verringerten Umfang fest­
zusetzen. Soweit Zusatzbeiträge nicht in einem 
Jahr, gerechnet vom Monat der Zusatzvermahlung, 
für das sie entrichtet wurden, zur Förderung direk­
ter Exponvermahlungen verwendet werden kön­
nen, kann das Mühlenkuratorium ihre Verwendung 
für die Förderung indirekter Exponvermahlungen 
beschließen. 

(9) Der Mühlenfonds ist nicht verpflichtet, mit 
einem Mühleninhaber, der schon zweimal aus im 
Abs. 5 zweiter Satz angeführten Gründen den 
Zu schuß zurückzuzahlen haue, einen Vertrag 
gemäß Abs. 5 abzuschließen. 

(10) Zur Deckung der Kosten der Förderungs­
maßnahmen gemäß Abs. 4 hat der Mühlenfonds . 
durch Beschluß des Mühlenkuratoriums für 100 kg 
Zusauvermahlung einen Zusatzbeitrag in gleicher 
Höhe wie der Zuschuß zu den Vermahlungskosten 
(Abs. 4) vorzus~hreiben. Der letzte Satz des § 9 gilt 
sinngemäß. Für Zusatzvermahlungen sind Grund­
beiträge zu entrichten. Der Mühlenfonds kann aus­
zuzahlende Zuschüsse, für die die auf Grund des 
Zusatzbeitrages einzuhebenden Mittel noch nicht 
ausreichen, aus seinen Mitteln gemäß § 13 Abs. 1 
vorstrecken. 

- 14 -

·_~l~~<_ ~ __ -, -,:-::::-; .. 

vorgeschlagene Fassung 

f) Im § 4a ist der bisherige Abs.8 als "(lC:" 

bisherige Abs.lO als "(8)" zu bezeichnen. 

(Siehe lit.f) 

, ......c.;;&.l . .;.t~ ~ ~~ 

de:-
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Geltende Fassung 

~ (1) Indirekte Expom·ermahlungen im 
Sinn;-;r.eses Bundesgesetzes sind Vermahlungen 
von Roggen und Weizen zu Mehl oder Grieß der 
Nummern 11.01 oder 11.02 des Zolltarifes (Zollta­
rifgesetz 1958, BGBL ~r. 74, in der geltenden Fas­
sung), soweit hiefür Zuschüsse gemäß Abs. 3 bean­
sprucht werden können und diese Mahlprodukte 
im Inland zur Herstellung anderer für den mensch­
lichen Genuß bestimmter Erzeugnisse verwendet 

werden, die über die Zollgrenze ausgefühn wer­
den. 

(2) Indirekte Expom'errnahlungen sind auf die 
Vermahlungsmenge der Mühle anzurechnen. 

(3) Zur Förderung indirekter Exponvermahlun­
gen hat der Mühleninhaber nach ~laßgabe der fol­
genden Absätze Anspruch auf einen Zuschuß zu 
den \-ermahlungskosten, dessen Höhe vom ~1üh­
lenfonds durch Beschluß des Mühlenkuratoriums 
unter Bedachtnahme auf die ausländischen ~larkt­
verhältnisse festzusetzen ist. Der letzte Satz des § 9 
gilt sinngemäß. Weiters sind dem Mühleninhaber 
die für solche Exponvermahlungen entrichteten 
Grundbeiträge ~§ 13 Abs. 1 Z 1) rJckzuerstatten. 

(4) Zur Durchführung der Förderungsmaßnah­
men nach Abs. 3 hat der :\lühlenfonds mit dem 
Mühleninhaber einen Vef""Jag abzuschließen, in 
dem die Höhe des Zuschusses unter Zugrundele­
gung der betreffenden Menge an ~lehl oder Grieß 
zu vereinbaren und die Höhe der gemäß Abs. 3 
rückzuerstatter.den Grundbeiträge festzuhalten ist, 
In dem Venrag ist ferner jedenfalls zu vereinbaren, 
daß der Mühleninhaber ~'orbehaltlich sonstiger 
Rückersatzansprüche des :\lühlenfonds nach bür­
gerlichem Recht den Zuschuß zurückzuzahlen hat, 
wenn er dessen Bezahlung durch unwahre Angaben 
oder durch Verschweigung von für die Zuscht;ßge­
währung maßgebenden Tatsachen oder durch eine 
unrichtige Meldung gemä~ § -4 herbeigeführt hat 
oder wenn die ausgeführten Erzeugnisse als zoll-

• 

- 15 -

Vorgeschlagene Fassung 

(Siehe lit.c) 

(Siehe lit.a) 
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Geltende Fassung 

freie inländische Rückwaren zurückgebracht wor­
den sind. Es kann aucn die Anrechnung des zu zah­
lenden Zuschusses auf die vom Mühleninhaber an 
den Mühlenfonds zu leistenden Zahlungen verein­
bart werden; eine deranige Vereinbarung hat zu 
erfolgen, wenn der ~lühleninhaber mit zu leisten­
den Zahlungen im Rückstand ist. 

(5) Um die Förderung nach Abs. 3 zu erlangen, 
hat der Mühleninhaber nach Maßgabe näherer 
Bestimmungen im \-ertrag nach Abs.4 über die 
nach § 4 Abs. 3 angeordneten Aufzeichnungen hin­
aus 

1. für jedes Erzeugnis oder jede Gruppe gleich­
artiger Erzeugnisse (Abs.l), die unter Ver­
wendung von ~lahlprodukten aus einer 
Exponvermahlung hergestellt "v.rurden, dem 
Fonds die für die Herstellung des Erzeugnis­
ses je 100 kg erforderliche Menge an Mahl­
produkten (Abs. 1) unter Anführung der Type 
bekanntzugeben; 

2. anläßlich der .\le!dung nach § 4 Abs. 1 die im 
Meldemonat erfolgten Vermahlungen für den 
indirekten Export bekanntzugeben und dafür 
die Bestellung eines inländischen Be- oder 
Verarbeitungsbetriebes für den Export vorzu­
legen; 

3. die ihm 'ion cen Erzeugern übermittelten 
bestätigten Ausl.'ttsnachweise im Sinne des 
§ 4 c vorzt;legen und im Sinne der Z 1 zu 

errechnen, -v.,·elche Menge an Mahlprodukten 
für die Hersteliung der ausgeführten Erzeug­
nisse erforoerlich war; Austriusnachweise, die 
nicht innerhalb \·on sechs Monaten nach ihrer 
Erteilung yorgelegt werden, dürfen nicht 
mehr berücksichtigt werden. 

- 16 -

vorgeschlagene Fassung 
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Geltende Fassung 

(6) Der Mühlenfonds kann auf Ecsuchen des 
Mühleninhabecs eine V ocauszahlung auf den 
gemäß Abs. 4 vereinb:uten Zuschuß leisten, "\I,enn 
das Mehl oder der Grieß von der Mühle ausgelie­
fert wurde, der Liefecauftrag eines inländischen Be­
oder Vecarbeitungsbetciebes und die Bestellung der 
herzustellenden Produkte für den Export nachge­
wiesen worden sind und der Mühleninhaber seiner 
VerpfIichtung nach Abs. 5 Z 1 nachgekommen ist. 
Weist der Mühleninhaber die erfolgte Bestellung 
von Mehl oder Grieß durch einen inländischen Be­
oder Verarbeitungsbetcieb nach, der in den letzten 
zwei Jahren mehrmals Erzeugnisse ausgeführt hat, 
die Mehl oder Grieß enthalten, so genügt dieser 
Nachweis. Für den Fall, daß ein Zuschuß nicht 
oder nicht in entsprechendem Ausmaß zu zahlen 
ist, ist zu vereinbaren, daß der vocausgezahlte 
Betcag zuzüglich einer ab der Zeit der Zuzählung 
der V ocauszahlung laufenden, den Diskontsatz der 
Oesterreichischen I"ationalbank um 3 vH überstei­
genden Verzinsung zurückzuzahlen ist. 

(7) Der Mühlenfonds ist nicht verpflichtet, mit 
einem Mühleninnaber. der schon zweimal aus im 
Abs. 4 zweiter" Satz angeiührten Gcünden den 
Zuschuß zucückzuza~len hatte, einen Vertrag 
gemäß Abs. 4 abzuscilließen. 

(8) Zur Deckung der Kosten der Förderungs­
maßnahmen gemäß .-\bs. 3 hat der Mühlenfonds 
einen Zuschlag zu den Grundbeiträgen gemäß: 13 
Abs. 1 Z 1 vorzuschreiben. : 13 Abs. 2 gilt sinn'ge­
mäß. Der Mühlenfonds hat durch Beschluß des 
Mühlenkucatoriums die Höhe des Zuschlages unter 
Berücksichtigung der zu erwartenden Kosten der 
Förderungsmaßnahmen und der auf Grund des 
Zuschlages vorhandenen Mittel festzulegen. Der 
letzte Satz des § 9 gilt sinngemäß. 

- 17 -:-

Vorgeschlagene Fassung 

(Siehe lit.e) 
g) Im § 4b Abs.6 zweiter Satz sinj die ~~r~e "~:~ ~~~: 

oj2r Grieß" durch jie \~orte "vo~ r-t3hlprodu~t2:-:" \.l:-::::' :E-= :';::=~-2 

"die M~hl oder Grieß e~th31te~" durch die ~or~e ":::':e ~~~:;=:~~~~-= 
e~th31te~" zu ersetze:":. 

10 
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Geltende Fassung 

§ 5. 

(230) Wenn der Eigentümer einer Mühle zur 
dauernden Stillegung einer Mühle, die 30m 
31. Dezember 1981 in seinem Eigentum gestanden 
ist, ohne Zahlung eines Ablösebetrages durch den 
Mühlenfonds bereit ist, hat auf seinen Antrag der 
Mühlenfonds auf Grund eines Beschlusses des 
Mühlenkuratoriums an Stelle der Zahlung eines 
Ablösebetrages mit Bescheid die Ver.mahlungs­
menge 

30) auf eine andere Mühle desselben Eigentü­
mers zu übertragen, wenn diese Mühle am 
31. Dezember 1981 ebenfalls im Eigentum 
des Antragstellers gestanden ist, oder 

b) auf eine andere Liegenschaft desselben 
Eigentümers zu übenragen, wenn diese Lie­
genschaft 30m 31. Dezember 1981 ebenfalls 
~ Eigentum des Antragstellers gestanden 
1St. 

(3) Jeder Ablösevertrag (Abs. 1) und jeder 
rechtskräftige Bes6e:d gemäß Abs. 2 ist vom 
Mühlenfonds dem z·.lStänd:gen Grundbuchsgericht 
mitzuteilen; auf Gr.md dieser Mitteilung ist das 
Verbot im Sinne des Abs. 4 im Gutsbes:ands-' 
blatt des Grundbuches ersichtlich zu machen. 

-=fBGBI. Ur. 2 (/1,,,, .lu. I Z J) 

(4) Im Falle der Stillegung einer Mühle auf 
Grund des Ahs. 1 oder Abs. 2 darf auf der Lie­
genschaft, auf der d;e Mühle betrieben worden 
ist., innerhalb eines Zeitraumes von 30 Jahren, 
vom- Taße der S::~egung an gerechnet, keine 
M.ühle betrieben werden. l~eBI l!: , l!SJ.'fn", 
J til. 1 2 1i1~ 

- 18 -

Vorgeschlagene Fassung 

§ 5. 

(2a) Wenn der (die) Eigentümer einer MJhle, ~ie 
31. Dazember 1981 in seine~ (ihrem) Eigentu~ Jesta~~en ~=~, 
ohne Zahlung eines Ablöse~etrages durch d~n ~U~len~=nds :;r 

daue!nden Stillegil'g bereit ist (sind), hat auf se:~en ;:~~e~ 

Antrag der Mühlenfonds auf Grund aines Beschlu~5~S ~es ~~~:e~­
kuratoriums,anstelle der Zahlung 2ines Ablö5eb=tra~es mi~ 
Bescheid die Vermahlu'Jsmenge anter folgenden Vora~55e~z-~;e~ 

auf eine a,d2re Mlhle oder eine andere Lieg~nsc~a~~ zu ~=~~:=~~5n: 

1. .{.er (die) Eigenti.im·er der andaren ,",ühle (:':'eger:::-.a~:: 

muß (müssen) am Tage der Übertragu,g zu mindestens ~J v? 

Eigentüm.er der Liegens·:;haft sein, auf der sich die ::ill:;!.e~e::je 

~Iü~le !Jef indet; 

2. die Eigentumsverhiltnisse der baiden ~~h:e:: (d~= 

beiden Liegenschaften) müssen 3m Tage der Über~~ac~~= sc 5e~:: 

wie am 31. Daze~ber 1981. 

(3) Jeder Ablösevertrag (Abs.l) und jeder =~=jt5~:j~~:=? 

Bescheid gemäß Abs.2 oder Abs.2a ist vo~ Mühlen:o'~: je~ 

zuständigen Grundb~chsgeric~t mitzuteile~; auf Gru::~ die5~= 
Mitteilung ist das Verbot im Sinne des Abs.4 ire GU~5~esta~:5-

blatt des Grundbu:;hes ersichtlich zu m3che~. 

(4) Im Falle der Stillegung einer M~hle 3~~ ~:und :~: 

Abs.l, 2 oder 2a darf auf der LiegenSChaft, auf da~ ~:e'~~~:e 
betrieben worden ist, innerhalb eines Zeitrau~~3 ~=~ 30 :~~=e::. 

vom Tage der Stillegu,g an gerechnet, keine Müh:e ~~~=iebe~ ~~=~e~. 
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Geltende Fassung 

§ 7. (1) Das l\lühlcnkuratorium besteht aus 
13 Mitgliedern; sie sind vom Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industr:e im Einverneh­
men mit den Bundesministern für Land- und 
Forstwirtschaft und für soziale Verwaltung zu 
bestellen. fEGEt. X,. 283/1988, .hl.IZ HI 

Hieoei sind zu bestellen: 

a) sieben Vertreter der Mühleninhaber, von 
diesen je drei Vertreter der handwerksmäßig 
lind der in der form eines Industriebetrie­
bes betriebenen Mühlen sowie ein Vertre­
ter der landwirtschaftlichen Erwerbs- und 
,'r;rtschaft~genossenschaften, die Mühlen 
betreiben, (EGEl. j'{,. 283:988, 11'1." Z 15) 

b) sieben Vertreter der in :Mühlenbetrieben be­
sdläftigten Dienstnehmer, 

c) ein Vertreter der Bunde;~ammer tier ge­
werblidlcn Wirtschaft, 

d) ein Vertreter der Präsiden:enkonferenz der 
Lmdwirtschaftskammern österreichs, 

e) je ein Vertreter des österreid1ischen Ar­
beiterkammertages und des österreichischen 
Gcwerksduftsbundes. 

Fiir jedes Miq.;lied ist ein Ersl:zmit,;lied zu be­
stellen. 

- 18/1 -
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Vorgeschlagene Fassung 

§ 7. (1) Die Mitglieder des Mühlen­
kuratoriums sind vom Bundesminister Cir 
Handel, Gewerbe und Industrie im 
Einvernehmen mit den Bundesministern für 
Land- und Forstwirtschaft und für sozia12 
Verwaltung zu bestellen. 

............ (zweiter Satz) ......... 
• • • • • • • • • • • • • • • • • 11 •••••••••••••••••••••• 

e) 

f) 

......................... , 
je ein Vertreter der im Nationa~ra~ 
vertretenen politischen Parteie~. 
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Geltende Fassung 

~.(~) 

.9. Festlegung der Höhe des Zusatzbeitrages 
gemäß § 4 a Abs. 10 und der Höhe des Zuschlages 
zu den Grundbeiträgen gemäß § 4 b Abs. 8; 

(3) Der MühlenfoDlds hat den Tätigkeits­
bel'icht (Abs. 1 Z 16) dem Bundesmimster für 
H-andel, Gewenbe und Industrie jahrlic:h bis läng­
stens 31. März de$ folgenden Jahres zu erstatten. 
Der Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie hat diesen Tätigkeitsbericht unverzüg­
Lich dem Nationalrat vorzul~. ~. 
Np 21l1'.z9RIi; 4.1 1 7 IR~ 

19 

~m'."'~"' ___ ~~'. -_ . .;..~-~--.;;~,-,~~._:a;t;~.ytts1\~~~ 

.. 

Vorgeschlagene Fassung 

§ 8. (1) 

9. Festle~ung de~ Höhe des Zusatzbeitra~es ge~ä5 § 42 ~o=.: 

und der Höhe 1=s Zuschla~es zu den G~undb=i~"ägen ~2~~~ 

§ 4b Abs.8; 

Abs.3 zweiter Satz hat ~u e~tfalle~. 
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Geltende Fassung 

§ 13. (1) 

. ;4. Zahlungen gemäß § 4 a Abs. 10 und gemäß 
§ 4 b Abs.g; 

1..1Z:. (1) Obertretungen .der Bestimmungen 
des § 2 Abs. 7 zweiter Satz, des § 3 Abs. 3, .des 
S <I Abs. 1 und 3, • I S 1 ' ! ( I 91 
sowie der a.uf Grund des § 4 Abs. 1 und 3 erw- -
senen Vorsch1"iften sind von der Bezirksverwal­
tung:9behörde mit einer Geldstrafe von 500 S bis 
30 COO S, im F~lle der Uneinbringlichkeit mit 
Arrest bis 7.U sechs Wochen zu bestrafen.-fBGM., 
N:J JJSl:/197'" ;tss, J ;i B; BfiilU. 1t:, jBJ/fjfi, 
Au •• ' 8 H) 

._'&"'-1~-.r~ ~ __ 2! .. -... .=...&>'~,.<. - .. 

- 20 -
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Vorgeschlagene Fassung 

§ 13. (1) 

4. Zahlunge~ gemäß § 4a Abs.8 und ge~äß § 4~ Abs.:: 

§ 17. (l) 

Nach dem Zitat "§ 2 Abs.7 zweiter Sa=z" 
ist das Zitat "§ 2c Abs.2" einzufügen. 
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Geltende Fassung 

§ 18. 

(4) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ausnahme des 
§ 5Abs. 4 und 5, des § 12 und des § 17 Abs. 3 und 5 
mit Ablauf des 30. Juni 1984 außer Kraft: .•••• I " 

(6) Von der im S 2.a Abs. 4 dritter Satz ein­
geriumten Anrechn~osmögIichkeit darf in den 
GetreidewintSChaItsjahre::l 1980/81 und 1981/82 
nur wie folgt Gebrauch gemacht wer.den: 

1. Im Getreidewi~...aitsjahr 1980/81 <urf nur 
.die im Getreidewir..sduftsjahr 1979/80 den 
Pfüchunteil übersmreiten-de Menge an 
Qualitätsweizen ange:-echnet weroen. 

2. Im Getreidewi:-.. scbitsja..'tr 1981/82 darf n.ur 
die in den Getreid~rtschaftsj.ahren 1979/80 
'Und 1980/81 .de..:l PfL:hunteil überschreitende 
Menge .an Qu.alitärswe:izen angerechnet wer-den. . 
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Vorgeschlagene Fassung 

§ 18. 

(4) Dieses Bundesgesetz tritt mit Ausn~h~e ies § 5 Ab5.~ 
und 5, des § 12 und des ~ 17 Abs.3 und 5 mit Abi3Uf des 

30. Juni 1986 3ußer Kraft •••••• 

! 6) !~i-t der Vo~.J 7.iehun.q: d:eses TIunde,=>p-esetzes -: s-: s~:f'~-

A~s. 7 ::'c!1t a'1derf's l'''~tiM!!'t - ':e~ -;:'undes"'jnif'ter f':!" ?~r:ae G=-

werte u::d Indu,trie rf'traut, und. :':VIar hjnsichtlJ.ch des ~ :!.5 

vernehrne~ ~it de~ ?undes~j~iste~ ~~~r Fjna~ze~, hi~Eic~~:ie~ ie~ 

§ 22, A!J!'.2, des§ 4 Ai:'s.l le-:;zte:- :"atz ;md Al's.4, oe!' 5 .:.:.3.5 

deR § 10 iM 'Einverneh:;'!e~ l"'it de::> -::;unde~'IJinjster f;jr 1.2.::-::- :;.::: :?():-~-=_ 
Wjrtsct::;,::, hi'1siaht}ich des § ;:- !.'J~.3, des § 5 A1'8.5 =.,i-::~::" "a-::= 

und des § 12 im Ej~vpr~ehmen ~f-:: dem ~undes~inister ~,_ ;us-=~=, 

hi~2:i.ch:lich de,. § 5 1\.b8.6 ir:: E::~ .... ernehmen t:Iit cpm '3il:::::e8""i:::::'~te::-

für sn ::~ale Ve~'\"lal tun§: und !'~'1sic':tl ich de s §. 7 Abs.1 :;:::"cc. 2 ·..;,:::d ::'~.3 

§ 16 ,- ? invernehMen ... = t de,~ 31J.~::Q s!'!ini~ter!l fHr Land- '~nd :?~'::-st-
Wirt scr~A.=t und !"Or sc zi al~ "iTer·":E.l--:ung. 
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Geltende Fassung 

/ (7) Mi.t teler VoUz.ie.h'.IDg dieses Bun-desgesetzes 
ist - 9O'fern -der zweite Satz dieses AbsatzeS nicht 
a.nderes bestimmt - der Bundesminister für 
Handel, Gewerbe und Industrie betraut, und 
zwar hinsichtlich des § 15 im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Finanzen. hinsicht­
lich -des § 2 a Abs. 2, des S 4 Abs. 1 letzter 
Sau und Abs. 4, des § 5 Abos. 5 und des § 10 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Land- und Forscwinschaf"t, hinsichilich des S 5 
Abs. 3, des §' 5 Abs. 5 zweit-er Satz un.d des 
S 12 im Einvernehmen mit dem Bundesmin.is:er 
f.ür Jurstiz, hinsicht:lich des S 5 Abs. 6 im. En­
vernehmen mit dem Bundesminister für soziale 
Verwaltung ,und hinsichtlich .des S 7 Abs. 1 
und 2 und des S 16 im Einvernehmen mit den 
Bundesministern für Lmd- und rorst,,'i.rtsehaft 
·oad für SOLi~e V erwal:-.l~ • 

.Mit der Voll ziehung des § 2 a Abs. 3 ist der Bun­
desminister fUr Land- und Forstv.irtSchaft, mit der 
Vollziehung des § 4 c der Bundesminister tur 

Finanzen und mit der Yollziehung des § 17 Abs. ; 
: der Bundesminister für Justiz betraut. 

::;" 
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vorgeschlagene Fassung 

(7) ~it ~Rr Vo11ziehung des § 2a Ab$.3 is~ ~e= 3~~~es-

r.:i!1ister fUr Tie.nd- und ?orstwirtschaf:, ~it de-r ·:~l.·_=ie;"_·,,:-::€ c.e" 

§ 4c der FundesJ:\inister für Fir>anzen u-:':c "'.it der Vc::z:'e:-:.:::!C 

§ 17 Abs.5 rler :o.u"lde<:::irüster !\ir Ju,,-::'z re-:rau~. 
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